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über die am Dienstag, den 8. Juli 1924 in der Aula der 1 
Oberrealschule zu Saarbricken 3 (Landwehrplatz) stattge- | 
fundense Vollversammlung des Landesrates. 


- Vo - 


: Der stellv.Vorsitzende, Mitglied Sche weit 6a,)- 
‚Ingbert, eröffnet um 3 Uhr 15 Minuten nachmittags die Sitzung. 





Seitens der Resierungskommission ist anwesend: 


Herr Staatskomissar, Verwaltungs-Direktor Dr.C.A. Liesch. | 


Entschuldigt fehlen die Mitglieder: | 
eier (Z2.)Saarbrücken; Reinhard (K.P.)-Ludweiler; Dr.Sender ($S.P.)=I 
arbrücken und Pfarrer "ilhelm (2.)-"ehrden. | 
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Begutachtung der Verordnungsentwürfe beireffend: 
i 


N 


l. Angleichung der Kirchensteuergesetzgebung an die binkommen-, 
. Gewerbe- und | 
Hausiersteuer 
2. Abänderung der Verordnung vom 2. Mai 1923, betr. die Aende- 
rung des $ 152 der Gewer eordnung; 


3. Bekämpfung der Preistreiberei und des unlauteren Handels; 
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4. Stempelsteuer; h 

di 

9. Erweiterung der Befreiungsvorschriften.zu Tarifmumner 12 i 

des neichsstempelgesetzes; W 

Ki 

6. Vorübergehende Nichterhebung der Verkehrssteuer; ' 

?. Aenderung des preuß. "assergesetzes von 7.4.1913. 1 
‘4 

N 

Vorsitzender: I 

BRENNER EN I 





a en f\} 
be had X) 
en 
ender: ir kommen zunächst zu Pankt 1 der Tagesordnung, 


Angleichung der Kirchensteuergesetzgebung 
an die Einkommen-, Gewerbe-und Verkehrssteuer. | 


Des “ort. zur Geschäftsordnung hat der Abgeordnete Ulrich! 


Ulrich (K.P.): Meine Herren! In Anbetracht. dessen, daß hier vorge- 
lesen wurde, daß die Abgeordneten ililhelm und Kiefer fehlen, | 
oder die Entschuldi gen dieser Abgeordneten vorgebracht mur—-! 
den, möchte ich feststellen, daß_von unserer Frakvion der 

Ba: "dnete Reinhard fehlt, auf.&rund einer Verhaftung. Es 

ist unbedingt-notwendig, das wird verlangt von der \iähler- | 

Schaft, von den 40.000 “Wählern die hinter uns stehen, daß \ 

N eg eine Interpellation unterbreiten, die folgenden » |] 
sortlau at: | 


a rn. — - 


szyarag aya5ıyd aa ZYIZT Uay2n4g4005 47 






interpellation der Kommunistischen Fartei 
betr. die Verhaftung des Abg.Reinhard. 


Am Dienstag, den 1.Juli 1924 ist der Abgeordnete Rein- 
"hard unter dem Verdacht, der geistige Urheber einer Schläge- 
rei zu sein, wobei einer der am Streit Beteiligten infolge 
einer erhaltenen Verletzung gestorben ist, verhaftet worden. 
Die Verhaftung des Abgeordneten Reinhard erfolgte nicht etwa | 
auf Grund von Beweisen und Begründungsmaterial, daß er an der | 
Schlägerei beteiligt war, sondern auf die gegen ihn geltend | 
emachten Angaben des Bruders des Verstorbenen, ver an dem i 





treit ‘beteiligt war. Schon allein diese latsache zeigt das 
Unberechtigte der Verhaftung. Fest steht GRgeBen die latsache, 1 
daß die ig. Sry des Abgeordneten Reinhard wegen seiner | 
een Tätigkeit erfolgte, und zwar auf die Anklagen, | 

aß die Schlägerei politische Hotive hätte. Durch Zeugenaus- | 
sagen ist dies auf das Bestimmteste widerlegt. Auf Grund des- I 
sen,daß ein gesetzlicher Sehutz für die Handlungen der Äbge- ; 
ordneten des Saarparlaments nicht besteht, ist es möglich 
daR durch irgend eine Denunziation Abgeordnete hinter Schloß | 
und Bine ua gesetzt werden können und so an der Ausübung ih- | 
rer parlamentarischen politischen Tätigkeit gehindert werden, 
ist im Interesse der \ählerschaft die persönliche Sicherheit 
der Abgeordneten zu fordern. \iir fordern, daf) die strafrecht- 
liche BEER EUDE von a Dat al des Landesrates, die,wie 
im vorliegenden Falle, durch niederträchtige Denunziationen 
erfolgt sind, unterbleiben. ‘ir fordern von der Sa ee 
kommission, daß sie die sofortige Freilassung des Abgeord- 
neten Reinhard anordnet, damit er in die Lage versetzt wird, 
seine parlamentarische. Tätigkeit auszuüben. ir verlangen 
weiter, daß Reinhard sofort benachrichtigt wird, um an der 
heutigen Sitzung teilnehmen zu können. ' 
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rsitzender: Das “ort hat der Herr Staatskomissar Dr. Liesch! 


atskommissar Dr.Liesch: Meine Herren! Daß ich eine Interpellation 

Schon aus reinen Gründen der Geschäftsordnung ablehnen muß, I 
wissen Sie zur Genügen. In diesem Falle ganz besonders, da | 
es sich um eine Frage handelt, die in ein schwebendes Gerichts- | 
verfahren eingreift. Ich sehe alsc keine Ursache, ‘daß wir " 
en a darum kümmern, bis die Sache gerichtlich entschie- 
len ist. 

Von der Justizverwaltung ist mir mitgeteilt worden 

daß das Amtsgericht Völklingen anläßlich der am 29. Juni 1924 
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in Ludweiler vor einer \:iirtschaft vorgekommenen Schlägerei i 

egen den Abgeordneten Reinhard einen Haftbefehl erlassen | 

abe wegen Körperverletzung mit Todesfolge. Das ist alles, 
was ich von der »äache weiß, und man kann in Seelenruhe die 
weiteren Verhandlungen abwarten. 
| 


orsitzender: Das !!ort hat der Abgeordnete Ulrich! 


i | 
leich- (K.P.): Keine Herren! Die Antwort der Regierung, die eb 1 
durch den Herrn Staatskommissar Dr.Liesch gegeben wurde, kann "1 
uns unter keinen Umständen Bert en. Ich_habe in der Interpel- 4 
lation klar-zum Ausdruck gebracht, daß Reinhard als Täter N. 
unter keinen Umständen in 'Frage:kommen kann. Der Fall liegt 1 
so, daß politische \otive auf Grund von_ Angaben vorgeschoben 
wurden, weil diejenigen, die in diesen vtreit verwickelt waren, 
dem Saarbund angehören. Es muß Brsaet werden, auf Grund die- 
ser politischen \lotive ist Reinhard verhaftet worden, weil 
er als Täter an dem liord nicht in Frage kommen kann. Man gibt 
an, er sei der geistige Urheber eines Xomplotts, das in die- 
ser :eise vorgegangen ist. Eins bemerke ich. An diesem Tag, 
war, olfen ausgesprochen, ein groß angelegte »auferei von ei- 
ner Bierbräuerei veranstaltet worden, die 350 Liter Bier an 
demselben Abend dort verzapfte. Und so sehen wir, durch eine 
Schlägerei, die dadurch entstand, durch ein junges Frauenzim- 
mer, durch einen Kuß 


( Unruhe lachen !) 


ein Solcher Fall in Scene gesetzt wurde, und daß Reinhard 
bei dem folgenden Streit die jungen Leute zurückhalten wollte. | 
Sie brauchen nicht darüber zu lachen. Sie sehen,wie man mit 
Abgeordneten herumspringt, nicht allein mit den Abgeordneten, 
sondern auch mit der gesamten ählerschaft. So liegen die | 
Dinge. Es ist unsere Aufgabe, und das wird von der \ähler- 
Schaft verlangt, daß wir in die Behandlung dieser Frage, in | 
die Interpellation eintreten müssen. is geht unter keinen Un- | 
ständen, daß die Regierungskommission uns hier diese Frage N 
abschneidet, wie sie uns bis jetzt alle abgeschnitten hat. j 
"ir werden Ihnen nachweisen, daß Reinhard nur aus politischen MH 
liotiven verhaftet wurde. !!ir hoffen, dal sich das Haus dafür p. 
interessiert. Wir wollen den Fall Reinhard heute geklärt wis- 
sen. 8 
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orsitzender: Das ‘/ort hat der Abgeordnete Dr.Sender! | 


r.Sender (S.P.): Meine Herren! Ich verstehe na die Ürregung der 

bKommunistischen Fraktion durchaus. "ir kennen den Ball selbst 4 
nicht. "ir wissen nichts Bestimmtes, wir wissen nur das, was 

wir in den Zeitungen gelesen haben. Damit erübrigt sich ein N 
Urteil über den Fall selbst. Lin solches Urteil abzugeben, N 

ist nicht unsere Aufgabe. \ 

uas aber das !ichtigste an der Kommunistischen 

Interpellation darstellt, ist die Frage der Immunität. Das 

ıst eine so ernsthafte und eine so gewichtige Frage, meine 
Herren, daß auch die übrigen Parteien näch unserer Auffass | 
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derüber nicht zur Tagesordnung hinweg gehen können. Aber auc. 
die Irmunität sieht vor, daß in den Farlamenten auch die Ge- 
nehmigung der Parteien erforderlich ist, um das Verfahren ' 
fortzusetzen und um auch evtl. eine Haftentlassung zu bewir- j 
ken. "ir unterstützen den kommunistischen Schritt in dem Sin- | 
ne, daß wir sagen, es wäre außerordentlich erwünscht, wenn | 
schon zum morgigen Tage die Regierungskommission uns eine | 


Novelle 
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Novelle, mır eine Novelle zur Geschäftsordnung in dem Sinne 
vorlegen würde, die die Frage der Verhaftung und der Gench - 
migung der Verhaitung, die ae der Genehmigung durch 
den Landesrat in sich schließt. küt anderen ‘orten wünscht 
die Sozialdemokratische Fraktion, daß ein Gesetz für den mor- |] 
gigen Tag von der Regierungskommission Schon unterbreitet | 
wird, damit wir uns morgen darüber an Hand des uns zugehenden | 
Materials schlüssig werden können, ob die Freilassung notwen- | 
dig ist oder nicht notwendig ist, ob uns das Material zugäng- | 
lich gemacht wird oder nicht, damit wir die NMaterialprüfung | 
vornehmen können. Es ist ganz zweifellos so, daß der Landes- | 
rat in den vergangenen Zeiten immer und immer wieder auf dem 
Rechte der Immunität beharrt hat. Es. ist ebenfalls ganz zwei- 
fellos, daß zu dem Rechte und in den Bereich der Immunität 
ee Schutz vor Verhaftungen der Äbgeordneten während der 

gislaturperiode. Das ist meines Erachtens die Quintessenz 
des kommunistischen Antrages, und in diesem Sinne befürwortet 
die Sozialdemokratische Fraktion die chritte, die die Kom- 
munıstische Fraktion unternommen hat. 
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orsitzender: Das ‘ort hat der Abgeordnete Levacher! 


Levacher (Z.): Meine Herren: Ich teile die Stellungnahme des Herrn 
DriıSender dahin,daß wir nicht in der lage sind, zu diesen 
Antrage selbst Stellung zu nehmen. Ich habe auch ein gewisses 
Nißtrauen gegen derartige Kommunistische Anträge, ich erin- 
nere mich Sehr genau, daß, als damals die kommunistischen 
Demonstrationen stattgefunden hatten, die Kommunisten im 
Landesrat die sofortige Haftentlassung ihrer Parteigenossen 
beantragt haben: Es hat dann wenige \;ochen später eine ÜGe- 
richtsverhandlung stattgefunden, in welcher die Demonstranten 
zu hohen zu hohen Gefängnisstra’en verurteilt wurden und dann 
selbst das- Urteil sofort anerkannt haben. Es ist also durch 
ihre eigene Änerkenntnis festgestellt,daß sie im ünrecht waren, 
daß also die demaligen Forderungen unberechtigt waren. 

de | = KALT 

Meine Fraktion steht aber auch wie die Sozialdemo- 
kretische Fraktion auf dem »standpunkt, daß es sich in diesen 
u . ©. me L ÜRR, x 
Falle um eine grundsätzliche Frage handelt. !iir verlangen 
auch die Immunität und daß bei Fällen, wie beim heutigen,den 
iandesrat die Möglichkeit gegeben wird, die Fälle zu prüfen, 
und eine »trafrerfolgung zu genehmigungen und zu verweigern. 
Das ist unser grundsätziicher Standpunkt. 
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orsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Schmelzer ! 


a 


hmelzer (DSVY): Auch wir bringen dem Tatbestand der Kommunistischen 
Fraktion lißtrauen entgegen, da der Abgeordnete Reinhard zu 
tätlichkeiten neigt. ‘ir schließen uns dem Standpunkt der 
Zentrums- und der Sozialdemokratischen Fraktion an und ver- 
langen wie diese die Immunität. 


€ 


orsitzender: Ich möchte bitten, auf den Fall mun nicht mehr einzu- 
ehen. Ich kann nicht zugeben, daß die ‘Würde des lauses ver- 
etzt wird. Ich kann das Ü;ort nur geben, wenn zu dem Antrag 
der Herren Dr.Sender, Levacher und Schmelzer Stellung genon- 
men werden will. Auf den Fall Reinhard selbst bitte ıch nicht 
mehr einzugehen. 
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Vorsitzender: Ich möchte bitten, auf den Fall nun nicht mehr _ 
einzugehen. Ich kann nicht zugeben, daß die ‘ürde des Hau- 
ses verletzt wird, indem wir uns hier zum Nichter in einer 
Sache aufwerfen, die der gerichtlichen VRTRTSHENGBE unter- 
liegt..Ich kann das ort nur genen wenn zu dem Antrag der 
Herrn Dr.Sender ,Levacher und chmelzer Stellung genommen 


werden. will. Auf den Fall Reinhard selbst bitte ıch nicht — 


mehr einzugehen, Es wird niemand verlangen, daß ohne Kennt- 
nis des lkaterials dazu Stellung genommen werden xann. 
Das "ort hat der Abgeordnete Ulrich! 


Ulrich .(K.P. ): Auf Grund der Ausführungen betr. der Immunität 
$ "stellen wir den Antrag an die Negierung, daß sie sofort 
Schritte unternimmt , Si die Freilassung von Kerrm ARein- 
hard in die \iege leiten. Ist sie gewillt, ‘die Angriffe, 
die mit der Frage verbunden sind, wie Durchsuchungen von 
Wohnungen usw. einwandfrei aufzuklären. Die anderen Far- 
teien läßt man frei schalten und walten. wir können unter 
keinen Umständen über diese ee Da nweSSs hen und ver- 
langen von der Regierung eine klare Antwort. 


Vorsitzender: Das ort hat der Abgeordnete lifler ! 


Bifler (X,P.): Meine Herren! Es haben sich alle Parteien geäußert, 
saß sie die Immunität wünschen und ich kann Herrm schmel- 
zer verstehen, wenn er den Bügel der Regierungskommission 
stützt. Ich verstehe den Schmerz, als Genosse Reinhard ihm 
eine runterlöffeln wollte, ilerr Schmelzer, das kenn uns 
nicht beirren,_von Ihrer Seite hätten wir nichts anderes 
erwartet. Der Keäner des Zentrums spielt auf die liaidemon- 
stration und die Urteile des Gerichts hin, und sagt, daß 
A 1] ] Otps > ykranı aha 
cie Verurteilten die Strafe anerkannt haben. 
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( Unruhe - unverständliche Zwischenrufe! ) 
(Glocke des Vorsitzenden) 
Vorsitzender: Ich kann nicht weiter über die Trage sprechen lassen. 


Eifler (K.P.): Meine Herren! Das Vorgehen der Negierungskommission 
zu unterstützen geht doch zu weit. 


Vorsitzender: Die Verhaftung des Herrn Reinhard geschah auf. än- 
weisung des Staatsanwaltes und es ist eine frage, ob die 
Regierungskommission überhaupt eingreifen kann. Ich bitte 
also dringend bei der »ache zu bleiben. | 

Das Wort hat der Äbgeordnete Lifler! 


Eifler (K.P, ):Meine Herren! Sie geben wohl zu, daß der Staats- 
enwalt mit der De lasion sehr eng verwandt ist. 
Es hat bei der ar er des Abgeordneten neinhäard noch 
etwes mitgespielt, da auf Grund der Verhaftung bei mehre- 
ren Genossen Haussuchungen stattgefunden haben, Des Fartei- 
büro hat man untersucht und noch weitere Verhaftungen vor- 
genommen. !eine Aerren! "Kin derartiges Vorgehen können wir 
nicht akzeptieren. Ich bitte Sie, sprechen Sie sich noch 
jetzt vor der lagesordnung aus, ob Die sich das gefallen 

assen. Ich erinnere an die Frage Schneider von der Sozi- 
aldemokratischen Fraktion. Sie wissen,welches Vorgehen ihm. 
ee enüber erfolgt ist. ienn Sie auf dem Standpunkt stehen 

a5 irgend ein Denunziant einen Abgeordneten hinter Schloß 
und Riegel bringen kann, dann ist das zu bedauern. %s ist 
bewiesen, daß der Abgeordnete Reinhard versucht hat, den 


Streit 
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Streit zu schlichten und es ist skandalös, wenn von einen 
Nord gesprochen wird; % 

Meine Herren! Ich habe erwähnt, daß die übrigen Frak- 
tionen ihren Standpunkt klarlegen sollen. Entweder sind Sie 
für die Verhaftung oder Sie sind dagegen. 


Vorsitzender: Ich muß konstatieren, daß alle Parteien zu der An- 
gelegenheit gesprochen haben. Üiir können niemanden zwingen, | 
weitere Ausführungen zu machen. Ich. bitte Sie, Ihre Anträge 
herüberzugeben, ich will sie der Regierung weilterreichen. 
| Das "ort hat der ÄAbgeoränete DIr.Sender. Me 


Dr.Sender (S.?.): Nur_noch ein paar kurze !iorte zur Sache. heine 
Herren! "ir wollen doch nicht so darüber kurzerhand die De- 
batte ablehnen und abbrechen. Vielleicht ist das, was die 
Kommunistische ıraktion daraus als Lehre und Agitation zie- 
hen will. Das ist nicht die Absicht, die eigentlich nicht 
von der Kommunistischen Fraktion verfolgt werden wollte. 
Es ist eine irreführende Darstellung des Herrn Lifler, wenn 
er glaubt, daß Cie Sozialdemokratische Fraktion- die übrigen 
Parteien mögen sich selbst dazu äußern- gesagt hätte, daB 
wir nicht gewillt sind, diese Schritte zu unternehmen, um 
dıe Freilassung des Abgeordneten Reinhard in die iege zu 
leiten. Das ist falsch,Herr Eifler. 





. N 


(Zuruf Eifler: Das habe ich nur bezogen auf die 
beiden anderen bürgerlichen Parteien.) | 


Das. mag sein, ich werfe diesen Vorwurf für meine Fraktion 
zurück. Wenn man Ohren hat zu hören, dann hat man gemerkt, 
daß ich gesagt habe bezw. einen Änträg gestellt habe, der 
die Regierungskommission ersucht, eine Novelle zur jetzigen 
Geschä ROT SHRU und zwar heute noch, vorzulegen, damit wir 
uns morgen darüber bereits schlüssig werden können, eine 
Novelle derart, daß der Landesrat die parlamentarischen Rech- 
te bezüglich der Verhaftung und Verfolgung von Abgeordneten 
erhält, wie sie auch in sonstigen Parlamenten üblich sind. 
"ir verkennen die grundsätzliche Bedeutung dieser Frage 
unter keinen Umständen und wissen ganz genau, daß jeder Ab- 

eordnete aus irgend welchen Gründen eines lages vor demsel- 

en Schicksal stehen könnte. Und gerade weil wir das nicht 
wissen, gerade deshalb fordern wir dieses Recht. Es handelt 
sich lediglich nur um einen Faragraphen in der Geschäfts- 
ordnung, der kann aus der Reichsverfassung oder aus irgend 
einem anderen Gesetzbuch abgeschrieben werden. Die Sozial- 
demokratische Fraktion wünscht, morgen darüber Bescheid zu 
wissen. 
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Vorsitzender: Wir kommen zum Punkt 1 der Tagesordnung ‚Änglei- 


gaung der Kirchensteuergasetzgebung an die Einkommen-, 
ewerbe-und Verkehrssteuer. 
Das ort hat der Berichterstatter Herr Gärtner. 


Gärtner \2.): Meine Herren! Die Zentrumsfraktion begrüßt die 


orlage betreffend Angleichung der Kirchensteuwergesetz- 
gebung en die Einkommen-,Gewerbe- und Hausiersteuerver- 
ordnung,letzteres für den pfälzischen Teil des Saargebe - 
tes. Wir von der Zentrunsfraktion hätten nur gewünscht, 
daß die Vorlage _ dem Landesrat früher vorgelegt worden wäre, 
dann wären die Kirchengemeinden nicht in die üble lage_ge- 
kommen, in der sie sic so zum Teil sehon befinden. 
der Denkschrift zu dieser Verordnung gibt die Regierungs- 
kommission offen zu, daß die Kirchengemeinden sich in ei- 
ner viel schlechteren Lage befinden,als die Zivilgemeirden. 
Das wird besonders für das Rechnungsjahr 1923 zugegeben 
weil die Kirchengemeinden im Industriebezirk vom l.April 
bis 31.Dezember 1923 Brortaneh ohne »teuereinkünfte bl& - 
ben. Von kirchlicher Seite wird behauptet, Jaß das Steuar- 
recht der Kirchengemeinden auch für diese Zeit bestand, 
weil das gültige Kirchensteuergesetz vom 14.Juli 1905 noch 
nicht aufgehoben sei. Die Regierungsvertreter_stehen jedoch 
auf dem standpunkt, daß durch Einführung des Iohnsteuerge- 
setzes ohne weiteres eine BETON bedingt gewesen sei,und 
damit die Voraussetzung zu dem alten bestehenden Steuer- 
a nee isn sei. Jedenfalls ist der entschiedene_ 
Hinweis bei re ng angebracht, aaß die Regie- 
rungskommission bei einer AÄnder Ä h 
mit den bischöflichen Stühlen in Irier und Speyer sowie 
mit den evangelischen Konsistorien sich vorher ins 3eneh- 
men setzt. Im Gesetz ist sogar eins solche Fühlungnahme 
bezw.eine Verständigung vorgeschrieben. 


In der Kommission wurde erklärt, daß die Verstän- 
digung stattgefunden hätte, und vom evangelischen Konsis- 
torium läge ei eine schriftliche Zustimmung vor, auch 
seien Dezernenten mit der Fühlungnahme beauftragt worden 
bezüglich der bischöflichen Stühle von Trier und Speyer. 
Diesen Auftrag wollen wir nicht einmel in Zweifel ziehen, 
aber von durchaus glaubwürdiger Seite ist uns berichtet 
worden, daß die bischöfliche Behörde in Trier am 6.Juni 
1924 noch keine Ahnung hatte, welche Anderungen im Saar- 
gebiet betreffend Kırchensteuergesetz geplant und in Vorbe- 
reitung sind. 


(Zurufe: Hört, hört ! ) 


Dann ist noch eine Frage in der Schwebe, die 
ebenfalls unbedingt geklärt werden muß, und zwar zweckrä - 
Er rischen der Hegierungskomission und_den kirchlichen 
Behörden. Das ist die PENES Wo sind die Ledigen Airchen- 
DE BeL pr Oak iE welzhe außerhalb des saargebietes wohnen 
aber im Seargebiet als lohnsteuerpflichtig erkannt sind ? 
Die Frage ist ohne Zweifel strittig, denn ihren Unterstüt- 
zungswoansitz haben die Ledigen in ihrer Heimatgemeinde, 
und wir glauben, daß die Kirchengemeinden ihres \ohnsitzes 
die Steuer mindestens so gut gebrauchen _können, wie die 
irchengemeinden. im waargebiet, wo die Ledigen an den 
Wochentagen sich arbeitshalber aufhalten. Eine Klärung 
dieser Angelegenheit im Einverständnis mit den Kirchen - 
meinden bezw.deren Vertretern,den kirchlichen Behörden, 
ist sehr erwünscht. 


Eine 





nder ces Kirchensteuergesetzes 
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.." Bine weitere geRee ist die Rückerstattung der den | | 
Dissidenten zurückgehaltenen Kirchensteuern: Die Zentrunsirak- | 
tion bittet die Regierungskommission, daß den offiziell aw | 
der Kirche 'Ausgetretenen ihre Steuern, das eine Elftel, bal- | 
digst zurückerstattet wird. Ä | 
‚ Nun werden Stimmen laut, deß die Betriebsgemeinden | 
für ey, und Abführung der BIRRRSUETEBERR en die Kirchen- | 
gemeinden teilweise ganz erhebliche ebühren ee a \en | 
spricht von 8 %, die beispielsweise die Stadtgemeinde Saär- | 
brücken zu berechnen gedächte. Das dürfte doch etwas zu stark | 
sein. Wir wollen hoffen, daß dieserhalb, wie in der Vergaugen- 
heit, eine Vereinbarung zwischen Zivil-und Kirchengemeinde 
erfolgt, die sich in mäßigen Grenzen bewegt, und mit der sich 
beide Teile zufrieden geben können. Die Kirchengemeinden 
müssen ihren Ltat wieder in Ordnung bringen. Er ist in Unord- 
nung gekommen durch die Unklarheit in kirchensteuer 
Hinsicht, in die- die Kirchengemeinden ganz ohne ihr Yerschul- 
den BerrBent wurden. Die Vorschüsse für 1922, die an die 
Kirchengemeinden geleistet wurden, sind in anerkennenswerter 
Neise nledergeschlagen worden. Die für das Jahr 1923 geleiste- 
ten Vorschüsse sind noch nicht niedergeschlagen worden. %s 
steht nun die Nacherhebung in Aussicht, welche nach der Be- 
Bazıne zu dieser Verordnung in der Hauptsache von den trag- 
ähigen Schultern, den sogenannten freien Berufen, erfolgen 
soll, !/enn hier die freien Berufe allgemein zu den tragfähi- 
gen Schultern gezählt werden, so ist _hier ein großes Frage- 
zeichen zu machen. Unter den freien Berufen sind eine Anzahl 
bettelarmer Personen, die eine solche Nacherhebung gar nicht 
tragen können. \Venn auch Zahlungsaufschub in Aussicht ge- 
stellt ist, ‘so ist demgegenüber 'zu halten, daß zur Zeit gar AH 
keine Aussicht auf Besserung der Geschäftslage in diesen Krei- | 
sen zu erwarten steht. Es wäre daher wünschenswert, daß auch 
die Vorschüsse für 1923 niedergeschlagen würden. Die Nacher- I 
hebungen lassen sich urchführen,ohne große Färten, # 
‚für viele, daher sollte man ohne Zögern die Vorschüsse für 
1923 auch niederschlagen. _ | ji 
| Die Zentrunsfraktion bittet Sie,der Vorlage zuzu- | 
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stimmen. 


orsitzender: Das “ort hat der Herr Staatskommissar Dr.Liesch! 


erwogen worden ist, welche offiziellen Schritte unternommen 
worden seien, kann ich sagen, daß in der Xommission der Fäch- 
referent erklärt het, daß ein offizieller Schriftwechsel nit 
den zuständigen Kultusbehörden stattgefunden hat. Betreffs 
des katholischen” Kultus hatte sich dieser Schriftwechsel ur MW# 
wegen einer Zusammenkunft zu beschränken und im Einvernehmen NM 
mit Speyer und der Negierungskommission wurde eine mündliche 1 
“Besprechung in die. kege geleitet.: Diese a ine. hat in ' 
Speyer in Wegenwart des Bischofs und in Irier mit dem Domka- 1 
pitular Wiegand stattgefunden. Es ist jedoch durch Verhinde- M 
rung kein Frotokoll aufgenommen worden. Jedoch kann ich er- ol 
klären, daß die Verhandlungen tatsächlich stattgefunden haben. % 


| 
| 
| 
1 
teatskommissar Dr.Liesch: Auf die Frage, die von der Zentrumspartei N 
| 


Rn : 
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orsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Betz ! 


etz (3.7. ): Namens der Sozialdemokratischen Fraktion habe ich zu 1 
erklären, daß wir die Verordnung betr. lirhebung und Verreh- MW 
nung der Kirchensteuer ablehnen. Diese ablehnende Stellung- | 
nahme liegt begründet in unseren parteiprogrammatischen Auf- % 
fassung. A Unsere Auffassung geht nämlich dahin, daß Religions- 
gemeinschaften als. Privatorganisationen anzusehen sind, die il 
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ihre Angelegenheiten finanzieller und sonstiger Natur voll- | 
kommen selbstständig zu ordnen haben ohne jede Einmischung | 
des Staates. Aus diesen Erwägungen heraus Iordern wir die li 
ZFORDNBE n von Kirche und Staat. Es kann von niemand bestrit- 
ten werden, daß die Religionsgemeinschaften durch diese Art N 
der Erhebung der Kirchensteuer in ein gewisses Abhängigkeits- n 
verhältnis zum weltlichen »taat kommen, und somit sich selbst | 
zu Vesallen des Staates herabwürdigen. Dieser Zustand liegt 
nicht auch absolut im Interesse der Kirche und entspricht | 
auch nicht dem tieferen lesen der christlichen Kirche. Aus 
diesen Gründen heraus lehnen wir die Vorlage ab und fordern 
nachdrücklichst, daß die Regierungskomission endlizh den un- 
haltbaren Zustand beseitigt, den sie bei Erlaß der Linkommen- 
steuerverordnung geschaffen hat, indem sie von den Lohnsteuer- 

a ob sıe kirchensteuerpflichtig sind. oder nicht, 

ie Kirchensteuer einbehält. Wir wünschen, daß sobald wie mög- 
ich, eine andere Regelung Seschaffen. wird. 
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Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Heckler ! 
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Heckler (K.?.): Namens der Kommunistischen !raktion habe ich. zu 
erklären, daß wir uns dem Gutachten des Herrn 3etz anschlie- 
ßen und die Vorlage ablehnen aus verschiedenen Gründen. 

Wir haben vor ca. einem \\onat eine Vorlage bei der 
REISE BRESROIEENDE TOR eingebracht zwecks Tremnung von »taat 
und Kirche. Bis jetzt haben wir aber noch keine Antwort er- 
“halten. 'enn wir uns den Haushaltplan ansehen, finden wir, wel- 
che Summen an Gehältern für die katholische und evangelische 
Geistlichkeit Een werden. Das Bistum Irier erhält ei- 
nen Zuschuß von 60.000.-Franken und Speyer einen solchen von 
.000.-Franken; Diese Gelder werden der Landeskasse entnom- 
men und müssen von den Steuerzahlern aufgebracht werden. Es 
ist eine bekannte Tatsache, daß sich die Geistliche noch 
für ihre Handlungen besonders bezahlen lassen. Außerdem be- 
steht ein Kampf der katholischen Geistlichkeit gegen die frei- 
en Gewerkschaften. Es ist eine Schande, daß diese Leute be- 
zahlt werden von den Groschen 'der Arbeiter und machen noch 
einen Kampf gegen die Arbeiter. 
N Aus all diesen Gründen können wir niemals der Vorlage 
zustimmen. 


orsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Schmelzer ! 


Schmelzer (DSY): Auch wir begrüßen wie die Zentrumspartei diese 
Vorlage, da sie geeignst ist, den mißlichen Zuständen, den 
mißlichen Finanzzuständen der Kirchengemeinden Einhalt zu tun. 
“ir. schließen uns im wesentlichen dem Gutachten der Zentrunms- 
fraktion an. ‘Ir hätten nur den :unsch, dab in Ärtikel 2 der 
Absatz b fehlt, weil wir einmal der keinung sind, daß der 
Haus-und Grundbesitz so schlecht gestellt ist, daß ihm auch 
nicht die geringste ee] zugemutet werden kann. Dann ha- 
ben wir auch noch die Befürec  £ daß die Kirchensteuer auch 
auf die Grund und Gebäudesteuer festgesetzt wird, und daß das 
zu Unzuträglichkeiten zwischen Mietern und Vermietern führen 
wird. Aus diesem Grund bitten wir die Zentrumspartei, sich 
unserem Vorschlag anzuschließen und den Absatz zu streichen. 

Dann hätte ich einen ‘Wunsch an den Herrn Staatskommissar.&is 
ist der Regierungskommission bekannt, daß die Kirchengemeinden 
durch das Versagen der SEHE PEARELURERR ICH, in den letzten 
Jahren außerordentlich gelitten haben. bs ist nicht mehr wie 
recht und billig, daß dafür ein Ausgleich geschaifen wird,der 
durch die »teuern allein nicht enoheren worden kann. ‘ir 
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bitten deshalb die Re ‚arsnanketnigsion, daß sie den Kirchen- 
emeinden für diesen Ausfall eine Summe zu wendet, die einem 
‚lftel der gesamten. Einkommensteuer für 3/4 Jahre entspricht. | 
Dann dürfte den Kirchengemeinden ein \eniges von dem zurück- | 
vergütet sein, auf das sie Anspruch haben. Auch dafür bitte | 
ich um die Zustimmung der Zentrumspartei. 


Vorsitzender: Das Wort hatd der Abgeordnete Albert ! | 


Albert (Y.f.H.u.L.): Ich schließe mich den Ausführungen des Her m 
Schmelzer an. | 


Vorsitzender: Das ‘ort hat der Abgeordnete Karius ! 


Kerius (Z.): Meine Herren! Ich möchte bitten, daß der Herr Schmelzer I 
seinen Antrag zurückzieht, denn das Gesetz besagt, daß neben 
der Heranziehung der kLinkommensteuer die Grund-,Gebäude- und 
Gewerbesteuer nur dann erfolgen soll, wenn es notwendig er- 
scheint. Die Kirchengemeinden haben es in der Hand, letzte 
Steuern heranzuziehen oder nicht. Es gibt rein ländliche Ge- 
meinden, die. können auf die Heranziehung der Grund-, Gebäude- 

und Gewerbesteuer nicht verzichten. 


(Zuruf: Sehr richtiet ! ) 


Dann möchte ich dem Herrn Betz erwidern. Es handelt. sich bei 


dieser Vorlage nicht um ein neues Gesetz, sondern um eine Aus- I 


führung bestehender rechtsmäßiger Gesetze für das Saargebiet. 
Ich bedauere, daß man versucht, hier die NHegierungskommission 
zu zwingen, für das Saargebiet Bu FaBeR Gesetze aufzuheben. 

us handelt sich hier darum, daß das Gesetz, wie es im Verseil- 
ler Vertrag garantiert wird, im Daargebiet ausgeführt wird. 
Mehr will diese Vorlage nicht. Dann verstehe ich die Sozial- 
demokratie des »aargebietes nicht, denn sie weiß, daß bei der 
Neuordnung im iteich das Steuerrecht der Kultusgemeinden unter 
Kithilfe der Sozialdemokraten belassen wurde. 


(Zuruf vom Zentrum: Sehr richtig !) 


Ich verstehe nicht, wenn man hier im Saargebiet die Regierungs-| 
kommission ae De will, entgegen dem Versailler Vertrag Ge- 
setze abzuschaffen, die vertraglich garantiert sind. 


orsitzender: Des !/ort hat der Abgeordnete "Betz ! 


etz (S.?.): Diese Belehrung des Herrn Abgeordneten Karius war voll- 
kommen überflüssig. ‘ir wissen wohl, daß diese Verordnun 
schon bestanden hat, bevor der Versailler Vertrag schufen 
war. Durch die Neuregelung der Linkommensbesteuerung hast aber 
der bisherige Zustand eine wesentliche Anderung erfahren. Aber 
ganz abgesehen davon, betrachten wir es als unser selbstver- 
ständliches Hecht, bei jeder uns passenden Gelegenheit, unsere 
grundsätzliche Stellungnahme zum Ausdruck zu bringen. 


orsitzender: '/enn das Wort nicht weiter gewünscht wird, kommen wir 
zur Abstimmung. 


ier für den Antrag Schmelzer ist,, bitte ich die Hand n 


zu erheben. 


- 3 Stimmen dafür, die änderen dagegen. - | 
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Wer für den Entwurf ist, möge die Hand erheben. 
Die Linke sti...t dagegen,alle übrigen liitglieder dafür. 


4 


Deore 


“ir kommen nun zu Punkt 2 der Tagesordnung, 


ybanderang der Verordnung vom 2.Wai 1923, betreffend 
Änderung des .3 152 der Gewerbeordnung. Das "ort hat 
der Berichterstatter lierr Kratz! 


Kratz (2.): Meine Herren! Bei der Kürze der Verordnung und auch 
bei der Kürze der Beratung in der Kommission über diese Ver- 
ordnung habe ich davon abgesehen,einen Bedrucken Kommissions—. 
bericht herstellen zu lassen, zumal das fersonal des Büros 
des Landesrates stark überlastet war. 

Die Beratung über den Verordnungsentwurf fand am 

3 Juli 1924 statt. Es ergab sich erfreulicherweise eine ein- 
stimmige Auffassung in der Kommission, die dahin ging, daß 
der alte Kechtszustand, wie er vor Erlaß der ae ne be- 
treffend das Streikpostenverbot bestand, wieder hergestellt 
werden soll. Eis kam weiter die Auffassung zum Ausdruck, daß 

egen Nötigungen und Gewaltakte die bisherigen strafgesetz- 

ichen Bestimmungen vollständig ausreichten und ein besonde- 
res Vesetz dafür überflüssig sei. Der Regierungsvertreter 
wendete allerdings dagegen ein, daß sich in keinem Lande eine 
ge Bestimmung finde,mit Ausnahme von üngland, das 

as Streikpostenstehen ausdrücklich zuläßt. Der vorliegende 
Entwurf entspreche also der Rechtslage in England und bedeute 
eine fortschrittliche Regelung. Sogar nach den deutschen Ge- 
setzen sei das »treikpostvenstehen nicht ausdrücklich erlaubt, 
sondern nur durch praktische ep ag ung als berechtigt 
anerkannt worden. Seitens der Aommissionsmitglieder wurde da- 
rauf erwidert, daß der deutsche Vesetzestext und die prak- 
tische Rechtsprechung vollkommen befriedigten und der $ 2 
deshalb überflüssig sei. Dementsprechend beschloß die Kon- 
mission einstimmig, der Vollversammlung vorzusehlagen, den 

3» l und 3 anzunehmen und den 3 2 aber abzulehnen. 

| In Vertretung des Äbgeordneten Xiefer ist mir heute 
mittag die Aufgabe geworden, auch die Stellungnahme unserer 
Fraktion im Ansehluß daran zum Ausdruck zu bringen. Ich mıß 
mißh kurz fassen. Der Standpunkt der Zentrumspartei zu dieser 
Vorlage ist nach heute derselbe, wie er in der Tagung von 
29.März 1923 durch die Abgeordneten Kiefer und Serius darge- 
legt wurde. Das damalige Streikpostenverbot ist hervorgegangen 


aus dem ;iıllen und der Hoffnung des französischen Staates 
| 
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mit Hilfe dieser Verordnung den Streik niederzuschlagen. Die 
Hoffnung war vergeblich, auch der Versuch, die Notverordnung 
zu rechtfertigen. Die Haltung der streikenden \Nassen blieb 
auf diesen unerhörten Ängriff auf die Koalitionsfreiheit a 
mustergültig. Die Verordn war also zwecklos. Der Völker- M 
bundsrat hat der Regierungskomission aufgegeben, den alten | 
Rechtszustand wieder herzustellen. Es dauerte sehr lange, bis \ 
seitens der Regierungskomission versucht wurde, diesen Äuf- |) 
trag zu verwirklichen.. Die frühere Regierungskommission ist . 
cl ! 


. “ r ' .. + . We Ii 
nicht an diese Aufgabe herangetreten, während endlich die P 


neue einen Versuch gemacht hat. Wir bezeichnen dies als einen 
Fortschritt, wir begrüßen die Aufhebung der alten Verordnung, 
während wir den $ 2 deshalb ablehnen müssen, weil die Regie- 
rungskommission den alten Rechtszustand nicht wieder herstellt N 
und weil der 3 2 des ausdrücklich erlaubte »streikpostenstehen WM 
durch die unklare R Textfassung und nur in der llähe der | 
| Arbeitsstelle 
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Arbeitsstelle erlaubt, praktisch wieder äufhebt. 
weiter glaubt die Zentrumspartei ablehnen zu müssen, | 
weil keine he de, erg für Sonderbestimmungen vorhanden sei. " 
Die strafgesetzlichen Bestimmungen genügen vollkommen gegen | 
wirkliche Nötigungen und Gewaltäkte, darum lehnen wir den. | 
der Verordnung ab. Die Denksehrift spricht von Koalitions- | 
freiheit und Arbeitsfreiheit. ‘ir erwarten von der Regierungs- 
kommission, daß sie die Koalitionsfreiheit und das Kecht zur 
Arbeit schützt. Auf verschiedenen Gruben wird ein fortgesetz- | 
ter Druck ausgeübt. Lock- und Druckmittel aller Art sind an 
der lagesorädnung. .(ohnungszuweisungen, Anlegung, Beförderung, 
Prämien usw. werden vielfach davon abhängig gemächt, ob der 
betreffende Arbeiter liitglied des Saarbundes ist. 


(Zurufe:. Hört, hört I) 


Den Betriebsbeanten wird zugemutet, Saarbündler zu bevorzugen. 
(Zarufe: Hört, hört 9 


Unfähige Saarbündler werden zu Betriebsbeamten befördert. .o 
bleibt da die Bergpolizei, wo die Gefahr im Bergbau sehr groß 
eworden ist. Hier erwächst der Hegierungskommission die 
Tlicht, 'einzugreifen. seiter ist unbedingt erforderlich, die 
esetzliche Anerkennung der Berufsvertretung. Es darf kein 
piel mit ..orten mehr getrieben werden seitens der Behörde, 
Es dient dem Frieden der Saarbewohner, wenn die allgemeinen 
Schlichtungsausschüsse beibehalten werden. Keineswegs dürfen 
ciese, wie es schon Seschehen ist, aufgehoben werden, im 
Gegenteil, ihre Befugnisse müssen noch erweitert werden. 
Auch muß die gesetzliche Negelung der Betriebsvertretung ge- 
troffen werden. Besonders ist notwendig das Vorhandensein 
der AÄngestelltenausschüsse. Es besteht ein Ausnahmezustand 
gegenüber 4000: technischen Betriebsangestellten und .erk- 
meistern, die auf den ordentlichen Gerichtsweg angehalten sind. 
Die Regierungskommission muß des Ausnzhmegesetz gegen die 
technıschen Angestellten beseitigen, da.es_mit dem Versailler 
Vertrag nicht in Einklang zu bringen ist. Dann wünschen wir, 
daß der alte Rechtszustand in der Gewerbeordnung wieder her- 
gestellt wird. | | 
| | Durch Annahme und EIntgegenkommen der vorgeträge- 
nen "ünsche wird dem .:ohle der Ssaarbevölkerung aufs Beste ge- 
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Dann gestatten Sie mir noch, daß ich das Gutachten MW 
verlese: #5 
| 
wurachten Q 
zur Verordnung betreffend Ergänzung des $ 152 | z 
der \ewerbeordnung. N 
Die Landesratsfraktion der Zentrumspartei erwartet w 


von der Regierungskommission im Linklang mit dem Völkerbunds- si 
rat die \iederherstellung des Alten Be ekundon. Sie be- [| 
grüft desnalb cie in 3 1 vorgesehene Aufhebung des streikposten ® 
 verbots und lehnt aus demselber Grunde den 3 2 ab, der nicht Ri 
nur überflüssig erseheint, Sondern- aueh das im ersten Teil u 


\ N . . Ih; 
des 3 vorgesehene Hecht zum Streikpostenstehen durch die näch- IN 
folgenden unklaren Verbote in vielen Fällen aufheben würde. li 

ul 
(Zurufe: Bravo!) iin 


“"ährend der Arbeiter das Vewerbegericht und der kaufmännische | 
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Angestellte das Kaufmannsgericht anruft, wie das im Neich 
Ron vor dem Inkrafttreten des Versailler Vertrages der Fall 
war, ist der technische Angestellte auf_den ordentlichen Ge- 
richtsweg angewiesen. Das ist hart, weil kein Angestellter 
für irgendwelche RES; TLEROL GAR den ordentlichen Rechtsweg 
beschreiten kann. Deshalb ist es notwendig, daß die Regie- 
rungskommission den entsprechenden Antrag der Gewerkschaften 
; und der Zentrumsfraktion dieses Ausnahmegesetz zu beseitigen, 
snnimmt, weil es nicht im Einklang mit dem Versailler Vertrag 


steht. 

Ich komme zum Schluß und hoffe, daß das Versprechen 
des Herrn Präsidenten der Regierungskommission, das er letzt- | 
hin sämtlichen Vertretern des Landesrates zegeben hat, dei i 
das Jahr 1924 ein Jahr des Fortschritts auf sozialpolitischen 
und arbeitsrechtlichem Gebiet sein soll, verwirklicht wim. | 
ir haben die Hoffnung, da eine andere Zusammensetzung der | 
Regierungskommission vorhanden ist, daß nicht nur der $ 152 | 
in der alten Fassung hergestellt wird, sondern daß auch das | 
husnahmegesetz gegen technische Betriebsahgestellte in \!eg- | 
fall kommt und die Koalitionsfreiheit auf den »saargruben ge- | 
Schützt wird und gesetzliche Anerkennung findet und daß die, | 
Erg Ding über Berufs- und Betriebsfragen, wie »chaffung obli- | 

etorischer Schlichtungsausschüsse zum \iohle des wirtschaf t- N 
| 





ichen Lebens und zum \iohle der Saarbevölkerung in die iege 
geleitet wird. 


(Brarvo- Rufe!) 
orsitzender: Das Wort hat der Herr Staatskommissar Dr. Liesch. 


taatskommissar Dr.Liesch: Meine Herren! Wenn ich Herrn Kratz rich- 
tig verstanden habe, so hat er als Berichterstatter gesprochen, | 
so möchte ich folgendes hinzufügen: ! 


Die Kommission hat Vorschläge gemacht, zum alten . 
Rechtszustand zurückzukehren, jan sie sagte, die alte Ver- 
ordnung ist aufgehoben. lleine “!erren! Nach den bestehenden 
Gesetzen ist nicht gesagt, ob das Streikpostenstehen erlaubt 
oder verboten ist und wenn .err Xratz sagt, daß das Streik- 
a snabenen erlaubt gewesen sei, so war es die Jurisprudenz 
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er verschiedenen Gerichte. Es ist bekannt, daß verschiedene 
erichte auch verschieden geurteilt haben. 

Die Verordnung ist deshalb zu begrüßen,daß jetzt das 
naargebiet als zweites Gebiet in Europa den Fortschritt macht, 
indem gesagt, wird, »treikpostenstehen ist erlaubt. Aber, so- i 
bald Sie diese Forderung annehmen, müssen Sie logischerweise | 
weitergehen und auch anführen, was unter Streikpostenstehen MM 
zu verstehen ist und das finden Sie in Artikel 2. ImAbsatz 2 4 
werden eine Reihe von Tatsachen angeführt, die als verboten 
hingestellt werden. Sie haben in der Kommission bemerkt, daß 
die meisten dieser Fälle im »trafgesetzbuch stehen. leine il 
Herren! Es werden viele Gesetze eingeführt, wo die Strafen u 
wiederholt werden, ‚oder höher oder niedriger gesetzt werden, h 
um die Strafen ins Gedächtnis zürückzurufen. Andererseits hat E' 
es einen wesentlichen .Vorteil, diese Fälle aufzuzählen, da, 1 
dadurch das Gericht den richtigen lIinweis bekommt. Insofern a 
erblicke ich in der Vorlage einen Fortschritt gegenüber dem hi 
früheren Rechtszustand und sehe nicht ein, weshalb Sie diese Mi 
Vorlage ablehnen wollen, die auch äußerst milde gegenüber der ji 


€ 


früheren Notverordnung, die wesentlich schärfer war und Ihren In 
Beifall nicht =... gefunden hat, glaube ich doch, daß ii 
ei dıeser Vorlage, die einen fortschritt bringt, zustimen y 

Önnen. j 


Vorsitzender 
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rsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Petri ! 


ıtri (SP.): Meine Herren! Ich will mich bemühen, ohne politisches 


Drum und Bran zu der Vorlage zu sprechen. 


( Tachen ! ) 


Es ist aber nicht leicht bei einer Vorlage,die schon wegen 
politischem Drum und Dran zustande gekommen ist, 


(Zurf : Sehr richtig ! ) 


an dem politischen Drum und Dran vorbeizugehen. Is hat lange 

edauert, bis die Hegierungskommission dem "ink mit dem 

cheunentor gefolgt ist. »ıe hat den Fehler eingesehen, den 
sie seinerzeit im vergangenen Jahre Ber. hat. Ein Fehler 
war es zweifellos gewesen, denn das haben höhere Köpfe, höhe- 
re Instanz.n, uls die Regierungskommission selber ist, fest- 
gestellt. Und nun kam ganz langsam der Rückzieher. Mit die- 
ser bekannten berüchtigten Verordaung sollte der Eröne Berg- 
ee werden. Aber auch sie hat gunz ver- 
saugt. Es ist nicht eingetreten,was man erwartet hatte,daß 
die Arbeitswilligen so gelaufen kommen,wie der Draht nach 
Peris und Genf berichtet hatte. Die Saarbergleute haben 
ihre Solidarität, ihre organisatorische Disziplin,trotz 
allem politischen Drum und Dran bewahrt. 


( Lachen ) 


Der. Gesetzgeber soll bei !iirtschaftskämpfen nicht 
einseitig sein: Er soll sieh mö£lichst über die Farteien 
stellen, und soll versuchen, die Notive zu ergründen, die zu 
einem lWirtschaltskampfe geführt haben. Ob das bei dem An- 
laß zu dieser Verordnung geschehen ist, bezweifele ich. Sonst 
hätte man jedenfalls dieser einen Partei, die die Ursachen 
für diesen gewaltigen Bergärbeiterstreik gegeben hatte, nicht 
so viele Konzessionen machen können oder mächen dürfen. \an 
hätte vom Gesetzgeber energischer darauf Arücken müssen, 
daß das Unrecht nicht ausgeführt und durchgeführt werden darf. 
Es sollen Übergriffe gewesen sein, die von Seiten der Strei- 
kenden vorgekommen sind, daß die Verordnung notwendig wurde. 
Meine Usarren, derjenige,der damals die Gelegenheit wahrnahm 
sich einmsl in die ganzen Zusammenhänge des 
hinein zu vertiefen,der mußte feststellen, daß nieht die 
Übergriffe auf Seiten der Streikenden waren,sondern daß es 
die gedungenen \reaturen dieses mächtigen Arbeitgebers ge- 
wesen sina, 


(Zurufs :.Sehr richtig !) 


die die Übergriffe gemacht haben,und daß auch leider noch 
Beemts,Polizeibsamte und Landjäger,bezw. ich will mich ver- 
bessern, Küilitär von der Regierungskommission bestellt,eben- 
taıls diese Übergriffe sich erlaubten. 


(Zurufe : Sehr ut ! ) 


Da wärs es Inlaß gewesen, um dagegen einzuschreiten. Ob es 
in diesem Dinne geschehen ist ? us wissen wir ja alle,daß 


es nichS Seschehen is‘. Wenn man die Arbeitsfreiheit schützen 
wıilil,so gıbt es ändere iiege. Mit dieser Verordnung sollten 


die 
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die Arbeitswilligen geschützt werden, und es waren ja keine 
da. Es standen über 70.000 Bergarbeiter im Streik. Und wie 
man dazu kam,Arbeitswillige zu schützen, das war „ur darauf 
zurückzuführen, um dem Arbeitgeber, der nun einmal in den 
Nesseln saß,wieder aufs Pferd zu helfen,um ihm aus seiner 
unangenehmen Lage hersuszuhelfen. Man wollte künstlich Ar- 
beitswillige konstruieren, die in lirklichkeit nur schwer 
herbeizuführen wären. Und die Arbeitswilligen, die dann 
nach und nach an den Haaren herbeigezogen wurden, die man 
sozusagen außerhalb des Saargebietes sogar esucht hat, die 
man sogar aus der Gefängnissen und aus dem Militär genon- 
men hstte, dazu bedurfte wahrhaftig keiner besonderen Ver- 
ordnung. Die Streikenden legten diesen Arbeitswilligen gar 
nichts in den lieg. Sie sahen darüber hinweg, da das Leute 
waren, die gezwungen wurden durch ihre Instanzen,denen sie 
unterstellt waren, um die Arbeiten auszuführen. Es waren 
ja auch die ‚Notstandsarbeiten von den vtreikenden Ben 
worden, sodaß auch da gar keine Ursache bestand, um deshalb 
eine Ausnahmeverordnung einzuführen, weil Gefahren sein könn- 
ten, daß die liotstandsärbeiten nicht verrichtet würden. Das 
traf alles nicht zu, sondern man fabrizierte künstlich et- 
was, was in Wirklichkeit nieht notwendig wer. 

. Wenn die Regierungskommission aen Wirtschaftsfrie- 
den erhalten will, so hat sie.sehr viel Gebiete, die ihr 
das ermöglichen, ohne zu besonderen verschärften Verordnungen 
zu greifen, die ja von der Ärbeiterschaft doch nicht in dem 
Sinne aufgefaßt werden können, wie sie es glaubt. Denn die 
Ärbeiterschaft ringt mit dem täglichen Leben. Sie, die ihre 
Arbeitskraft täglıch preisgibt, und dafür ja nur eine an- 
ständige Behandlung, eine angemessene Bezahlung und eine 

erechve ertee in sozialer Beziehung beansprucht ‚braucht 
reine Scharfen EISESERNGER, sondern verlangt nur das, daß 
men sie in diesem Sinne berücksichtigt. Wenn man glaubt,mit 
scharfen aeg das erledigen zu können, so ist man 
eben’alls auf dem Holzwege. Die Arbeiterbewegung aller lLän- 
der zeiet des, daß die organisierte Arbeiterschaft trotz 
scharfer Zuchthausbestimmungen ihren eg weiter geht und 
ihre Forderungen versucht durchzudrücken, daß ihre llienschen- 
würde berücksichtigt wird. 

Meine Herren! Die organisierte Arbeiterschaft 
streikt nich; um des Streikes willen. »ie pflegt ja lange 
Verhandlungen mit dem Arbeitgeber im Voraus. Und’äuch da- 
mals ist es geschehen mehrnäls wurde verhandelt, mehrmals 
wurde versucht, eine Vertsändigun zu finden und immer wie- 
der hochmütig und auf seine Gewalt pochend wurden die Ver- 
Nand. ungen durch den Arbeitgeber einfach illusorisch ge- 
macht. Daß es da nächher Erbitterung regmete von über 70.000 
Bergarbeitern, darüber braucht man sich richt weiter. zu 
wundern. Äber,daß nun die Dinge sich so gestaltet haben, 
und daß die »äaarregierung selbst zugeben müßte in ihren 
Knien ip Bericht an den Völkerbund, daß der Streik,das 
Daargebiet 1 Milliarde Franken gekostet habe. Damit hat sie 
selbst zugegeben,daß sie zum Teil mitschuld gewesen ist. 
Die hätte eher über die Konsequenzen und Auswirkungen eines 
solehen gewaltigen "irtschaftskampfes nächderken müssen ‚und 
es hätte dann Sicher unter ihrem Yruck, unter ihrer ener- 

' gischen kinwirkung, auch auf den mächtigsten Arbeitgeber 
eine Verständigung gefunden werden müssen. »ie ist eshalb 
auch schuld gewesen, weil sie nicht schon vor dem damaligen 
Streik die notwenligen Instanzen. Verständigungs-und Schli ch- 
tungsinstanzer geschaffen hatte, die die Basis vorbereite- 
ten, um hier beide Parteien zu einem Resultate zu bringen. 


Darin 
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Darin liegt eine Be Versäumis für die NARTIRR EUR ' 
Sie hat gewiß deshalb keine Ursache, nachträglich ein Klage- 


lied snzustimmen über die großen wirtschaftlichen Verluste 
des vaargebietes. 


Meine Herren! Auch heute ist diese lWißstimmung noch 
richt beseitigt. Auch heute noch besteht alle Ursache ‚der- 
artige Instanzen so Schnell wie möglich ins leben zu rufen, 
um die beruflichen und sozialen Angelegenheiten für die 
Arbeiterschaft zu regeln. Denn es sieht nicht rosig aus. 
Blicken wir uns in den allgemeinen Berufsstätten um, so 
können wir kolossale Unzufriedenheit feststellen. Und be- 
sonders im Bergbau_ist diese Unzufriedenheit auch heute, 
wieder vorhanden. Der Arbeitgeber dortselbst hat noch nicht 
viel en trotzdem er weiß,daß sich die organisierte 
Arbeiterschaft dieses Helotentum und eine Versklevung nicht 
Ballen lassen wird. Aber er scheint immer wieder neue 

ersuche zu machen,und die Kurse,die ihm damals aus Frank- 
reich angegeben worden sind, von denen scheint er bisher 
noch nicht abgewichen zu sein. Wenn wir die Behandlungen, 
Mißhandlungen und Drangsalierungen im Bergbau "heute täglich 
nören, ist es ein schreiendes Unrecht, was sich dort bewegt. 
Wir haben alle Ursache, als Volksvertretung, bei dieser Ge- 
mt etwas dazu zu sagen. Ein kleines Beispiel darf 

ich anführen,was wir im Laufe des l!onats feststellen konn- 
ten, und das der typische Beweis ist, wie unsere Arbeiter- 
schaft,die durch UnFall oder Krankheit nicht mehr imstande 
ist,ihre Vollkraft zu besitzen,behandelt wird. Ein_Bergar- 
beiter aus Elversberg,der im Jahre 1914 bei einer Schlag- 
ee ee der aus den Folgen dieses 
unglücksfalles seine Nase verlor, und zwar förmlich verlor, 
sodaß also sämtliche Bestandteile nicht mehr sichtbar sind, 
trägt heute eine künstliche Nase,welche an einer Brille ge- 
nn wird. Dieser Bergarbeiter, der nebenbei bemerkt, 
noch keine Unfallrente aus seinem Unfall bezieht, die ıhm 
auf Grund der famosen BDO TEER TUNG jetzt nicht mehr erwirkt 
werden kann,und die erselbst aus Unerfahrenheit als Unorga- 
aisierter night erwirken konnte, war bisher an einer leichten 
Arbeit über “age beschäftigt,bis jetzt in diesem Monat. Der 
französische EN, sagte zu ihm: “ir können »ie nicht 
mehr über Tage beschäftigen, Sie müs8en in die Grube fahren". 


i Meine Herren! Denken Sie sich den Zustand eines 
Arbeiters, ‘der eine derartige Verstümmelung im Gesicht hat, 
dem alle Schleimhäute der Nase fehlen, und wo_cr sofort 
einem direkten Luftzug und dem Staub und den Pulvergasen 
ausgesetzt ist, der’soll in die Grube fahren. Der Mann büt, 
man möge ihm des nicht zumuten, man möge ihn über lage wei- 
terbeschäftigen. Der Ingenieur sagte inm : Über Tage haben 
wir keine Arbeit mehr für Sie, wenn sie ni@ht in die Grube 
fahren wollen, dann können >ie abkehren. " Der lann zog das 
leichtere vor. Er sagte,dann bleibt mir nichts anderes üb- 
it Ms abzukehren. &r hat über 20 Jahre auf der Grube ge- 
arbeitet, er kann natürlich in einem anderen Betrieb nicht 
mehr unterkommen. Und hier der Grubenbesitzer, erlegt ihn 
einfach ab, er setzt seine Familie und ihn auf die »traße. 


( PFfui- Rufe !) 
Nelche Gefühle dabei für denselben entstehen müssen, das 


können Die selbst beurteilen. Dabei soll die »aarbundsge- tr 
Schichte eine ganz wichtige Rolle spielen. 


( Zurufe : Hört, hört ! ) 
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Dem Mann wurde von einer dritten Deite gesagt: Wenn Du in | | 
tn gehst, dann kannst Du an Deiner früheren Arbeit 
eiben. 


' Zuruf : "ie immer !) 


Eine unerhörte ®ache, ein Geninnungsterror,wie er nur in 
einem Lande vorkomnen kamn, wo das Arbeiterrecht eine Marce 


15T, 
( Zurufe: ; Sehr gut !:) | 


wie es schlimmer nicht ausgemalt werden kann. An diesem Bei- 
den gemessen, ist das ganze System gekennzeichnet. Nicht 
allein an diesen Beispiel ist es genügend, Hunderte Fälle 
anderer Art können ebenfalls noch genännt werden. Und wenn 
hier die Ärbeiterschaft um rechtliche Zustände kämpft, wenn 
sie versucht, eine Grunälage für ihr AÄrbeiterrecht her- 
beizuführen, die sie in die lage setzt, auch wenn sie beruf- 
lich und durch die Berufstätigkeit krankheitlich derart zu- 
gerichtet sind, daß sie nicht mehr vollkräftig ihre Arbeit 
verrichten können, dann Schiekt man sie einfach ab, oder 
man macht andere Bedingun en dafür geltend, daß sie beim 
Arbeitgeber weiter beschäftigt werden können, dann ist der 
Höhepunkt der Unmoral herbeigeführt. 


( Zuruf: Sehr gut ! ) 


Die Saarbundsgeschichte hat ja auch noch weitere 4 

Kreise gezogen. Die Bergwerksdirektion Scheint immer noch K 
nieht von dem Saarbundsspuk geheilt zu sein. wie hat schon 4 
manchen NReinfall erlebt, Reinfälle,die ihr sicher sehr un- # 
sngenehm waren, indem ihre A ıtatoren, ihre beanteten Agi- ii 
tatoren als unmoralische Qualitäten festgestellt werden '# 
mußten. Aber nicht allein bei der Bergwerksdirektion ist | 
das der Fall, auch bei der kisenbahndirektion ist ja auch DE 
milch festzustellen,indem man auch dort Saarbundszucht m 
etrelDi. IM 


( Zuruf : Sehr richtig !) | Ni 
sul i 

| 
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ah im allgemeinen den Organisationen der Eisenbahn- Eh 
beamten N etragen, als seinerzeit eine kleine Be- > MR 
wegung war, um höhere Löhne und Gehälter zu erwirken. Und i 
als die Forderungen gesteilt worden sind, und Verhandlungen in 
stattfanden, da sagten die Vertreter der Eisenbahndirektion, 
wir könren die Vertreter des Beamtenbundes nicht zulassen. h 
Aber die Vertreter der Ssarbundssektion, trotzdem sie mur # 
cine kleine Gruppe hinter sich hatten,die wurden zugezogen, 
während die Vertreter der größeren oder der größten Organi- 
sation einfach hinausgewiesen wurden. 


3 PwoZ 


e 


(Zuruf: Von der Regierungskommission anerkannt.) 


Ja, cas ist das ee Drum und Dran, worauf der Herr | 
Steatskommissar Dr.Liesceli hinwies. "as kann die Regierung 
"ür ein Interesse daran haben, um dic Bisenbahndirektion 1) 
dafür zu. interessieren, diese »aarbundssekte anzuerkennen 
und die anderen großen freien Deamtengruppen nicht anzuer- ! 
kennen ? Es kann nur ein politisches Drum und Dran sein, i) 
anders kann ich es mir nicht deuten. i 
Hl 


Weine Herren! Da ich die Gelegenheit habe,etwas über 


den 





IR 


Searbund zu sagen, so möchte ich auch nichtn die Gelegen- 
heit vorübergehen lassen, um ihn in anderen Beziehungen 

noch zu kennzeichnen. “ir haben als Saarbevölkerung alles 
Interesse daran. Es ist auch mit der Streikpostenverordnung 
unbedingt in Verbindung zu bringen, daß ein übler Gesinnungs- 
terror, und wenn es Bergbehörden ‚oder kisenbahnbehörden 
oder Regierungsbehörden sind, daß das nicht stattfinden darf. 
Bei den Tuhrleuten, wird auch der »aarbund künstlich ge-. 
züchtet. In den Bergmannsorten,wo die Fuhrleute bisher die 
Kohlen für die Linwohner abgefahren haben, werden diejenige, 
die dem Saarbund beitreten, bei der Zuteilung von fuhrmanns- 
Be bevorzugt. Alle,die dabei zögern, werden zurückge- 
stellt, 


(Zuruf: Hört, hört ! ) 


und kommen erst später oder gar nicht an die Reihe. as be- 
deutet das”? Kann du behördlich, und die [ee 
ist sicher eine staatliche Behörde, wenn auch eines anderen 
Staats, hier im Daargebiet die Bevölkerung teilt in Gesin- 
nungsgruppen und danach die “irtschaft nach ihrem Sinne re- 
liert. Denn ist es Pflicht einer Regierung, sich energisch 
agegen zu verwahren und die Bergwerksdirektion zur Ordnung 
zu rufen. Aber das politische Drum und _ Dran scheint auch hier 
die Ursache zu sein. !ir sind ja nun glücklich über diese 
Periode hindurch, "daß die Streikpostenverordnung einc_Klä- 
rung findet und ich hoffe, daß die Hinweise oder die Beleh- 
rungen, die man von anderen Ländern, von Staatsmännern ande- 
rer Lönder bekommen hat, daß die nicht ihre Einwirkungen ver- 
fehlen und daß die Regierungskommission, besonders heute 
nach ihrer neuen Besetzung, ein besseres, ein objektivceres 
Urteil dafür ännehmen wird. Ich hoffe, daß besonders unser 
deutscher Vertreter in der Saarregierung, der ja auch in der 
iage war, in Streiksituationen mit dabeizustehen, daß er 
sicher ein klares Bild von einer solchen Situation haben 
kann und daß man ihm zumuten kann, die Beurteilung über 
Übergriffe von Sstreikenden gegen Arbeitswilligen richtig 
zu treifen. 


Meine Herren! Was sind Übergriffe una Nötigungen? 
Ich habe in dem vergangenen Streik erlebt, daß ein Arbeits- 
williger, der Peimicen war, und der sich unter allen Unstän- 
den für den Arbeitgeber eingesetzt hat, daß,wenn er von 
Streikenden nur Set angeguckt wurde, daß er sich gekränkt 
fühlte, er fühlte sich beleidigt, er betrachtete diesen 
strafenden Blick des Streikenden als ein Vergehen, das nach 
dem $ 152 der Gewerbeordnung zu sühnen wäre. Hunderte von 
Fällen sind gemeldet worden, vrenn die frau eines Streikenden 
wenn sie an dem une wohnten, vor die Haustür trat, 
morgens,wenn der Schichtbeginn in Sicht war, oder sie hat 
am Fenster gestanden und hat einmal hinausgeschaut auf die 
Straße, daß sie dann als Spion,als Spitzel der »treikenden 
betrachtet wurde. Die Frau durfte nicht nach Streikenden 
schauen. Die Polizei war sehr scharf angewiesen, daß keine 
Frau am Fenster stand, da? keine vor der Haustüre_stand, um 
ja keinen streikenden mit einem guten oder bösen Blick anzu- 
sehen, »o war die Streikverordnung auszulegen. Die Polizei, 
die in diesem »inne angewiesen war, nat sicher noch viel 
mehr und noch viel ängstlicher die »ache betrachtet, als wie 
selbst der Stastsanwalt | 


Meine Herren! ilenn Sie in diesem Sinne die ganze 
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Frage beurteilt haben, wenn man heute nun dazu stellung neh- 
men muß, um sie endlich von uns aus zu verabschieden, um, 
auch unsere Stellung in die Verordnung,in unsere üntscheidung 
hineinzulegen, dann müssen wir uns sämtlicher 'lotive bewußt 
sein, um die Zusammenhänge in einem Streik richtig zu klären. 


Meine Herren! Die Verhältnisse,wie sie heute liegen, 
welche die Arbeiterschaft immer wieder in einen Streik hi- 
neinbringen können, sind derart schwer und kraß, daß die 
Regierungskommission und ihre Instanzen alle Ursache hätten, 
ihre Aufmerksamkeit dahin zu wenden. \enn ich daran denke, 
en die Rückständigkeiten bei dem sozialen Versicherungswesen, 
die heute mehr denn je kraß hervortreten, wo in der Unfall-, 
Inraliden- und Krankenversicherung derartige schreiende Au- 
stände sind, wonach die Rentenbezüge nur die Hälfte bezw. 
ein Drittel der Friedenssätze betragen,das alles trägt zu 
Erregungen bei. Und daß da immer die Streikbewegungen theo- 
retisch vorhanden sind, darüber sind sich diejenigen klar, 
die immer mit der Sache zu arbeiten haben. \lenn wir weiter 
die änderen Gesichtspunkte berühren, die dabei in Erscheinung 
treten, wenn wir gesehen haben, wie der Unternehmer rück- 
sichtslose und brutale Maßnahmen trifft. \ir haben auch hier 
Unternehmer in unserem Plenum, ich nehme an,( zu der Rechten 

ewandt) daß auch Sie sich ein Beispiel dafür nehmen und 
afür eintreten,daß die Streikpostenverordnung, Herr Röch- 
ling,Herr Vopelius und Herr Sehmelzer so schnell wie me 
lich abgeschafft wird,daß in jeder Form die Gewähr gegeen 
ist, daß das Streikpostenstehen erlaubt ist. 


(Zuruf Röchling: Genieren Sie nicht in unserer (Ge- 
| sellschaft ? ) 


Durchaus nicht. \enn Sie soziales Empfinden mit uns gemein- 
sam haben, dann wollen wir Sie in jeder Weise unterstützen. 
Aber was heute der staatliche Unternehmer von Frankreich 
hier tut, das zeigt uns, daß _die schlimmsten reaktionären 
Zustände einkehren könnten. Ich möchte Sie nur ersuchen, 
Baer in die reaktionären Strömungen evtl. mit hineinzufal- 
en. 

Nachdem wir feststellen können,daß die Bezüge der 
Pensionäre auf den Gruben derart mager. sind, deß sie nicht 
an das Verhältnis in Friedenszeit heranreichen, mutzt der 
Arbeitgeber auf den Gruben diese Situation aus. Wir können 
jetzt feststellen, daß er den Übertagebetrieb auf den Gruben 
an Privatunternehnmer abtritt und die Pensionäre, die er 
selbst ,weil sie nicht mehr vollkräftig sind, in die Pension 
hineingetriebenn hat, werden jetzt bei dem Privatunternehmer 
suf den Gruben beschäftigt, zu einem Tagelohn von 13 Franken, 
Der Untemehmer erhält 18 Franken BO Mann und chicht. Ja, 
meine Herren, was ist das für ein Verhältnis ? Was ist damıt 
beabsichvigt. ? Binesteils versucht der Arbeitgeber des Eerg- 
baus die löhne zu drücken, er versucht die Arbeitsordnung, 
die larifverträge sbzuschwächen und versucht, Komlikatio- 
nen herbeizuführen, die in vollem !iderspruch zu den Abmach- 
ungen in dem Bergbäu stehen. ‘enn nun,wie diese Verhältnisse, 
dieses Unrecht geschaffen wird und der Unternehner sich in 
jeder \eise selbstherrisch über Vereinbarungen,über Verträge 
ninwegsetzt und mit dem Geschick der Arbeiter willkürlich. 
spielt, dann haben wir alle Ursache, es bei jeder Gelegenheit 
zu kennzeichnen und Abhilfe zu fordern. Neine Herren, es sind 
alles Anlässe, die für die Erregungen in der Ärbeiterschaft 
in Betracht gezogen werden müssen, und die dazu beitragen, 
um das gunze System in ein Verhältnis hineinzuführen, das 
kein kläres,kein grundsätzliches und kein auf Gesetz und 


Recht 
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Recht aufgebautes System erscheinen läßt. 


Was die weitere Frage betrifft, sö ist uns da noch 
in Erinnerung, daß der Arbeitgeber des Bergbaues aus den 


Verhältnissen des Streiks heraus manches noch versucht hat, 


durchzuführen, was bei Abbruch des. Streiks gar nicht wahr- 
zunehmen wär. Sie wissen,daß bei Abbruch des Streiks Ver- 
einbarungen getroffen waren, nach denen alle Bergarbeiter 
ohne Unterschied wieder änfahren können, je nach den Zeit- 
verhältnissen, wie die Gruben in Ordnung gebracht werden 


konnten, mit Ausnahme von einigen fällen, wovon zwei nament- 


lich genannt waren, Und das wirkliche Verhältnis zeigte 
siea nachher, daß 192 a a A nicht mehr eingestellt 
werden sollten. Es bedurfte langer gerichtlidher Ausein- 
andersetzungen gegen den Arbeitgeber; die zum Teil heute 
noch nicht als erledigt betrachtet werden können, bis der 


Arbeitgeber Bee dazu gezwungen wurde. 


Auch daran können Sie feststellen, wie trotz der gesetz- 
lichen Regelung,wie trotz teriflicher Vereinbarungen, die 


AÄrbeitgeberschaft immer wieder versucht,aus der Situation 


eine andere zu machen, um nach ihren allgemeinen Gutdünken 


Dinge einzuführen, die für die Arbeiterschaft nachteili 
sind. Wenn nun die Regierungskommission mit ihren Verorda 


e wieder versucht, in dicser neuen Verordnung, in den 


und Tor öffnen 
(Zuruf: Sehr gut ! ) 


um ihre Absichten dabei zu betreiben, die sie in die lage 


setzen, in jeder "zise die streikenden von ihrem Rechte ab- 


zubringen, die Str‘ enden in jeder Weise zu vergewaltigen 


und. dabei zu denunzieren, dann müssen wir das scharf zurück- 


weisen. Die Saarregierung hat die Verpflichtung, als Ge- 
‚setzgeber in der \lrtschaft einen zu behandeln wie den 
anderen. | 


(Zuruf: Sehr richtig !) 


Ihr muß der streikende Arbeiter genau so wertvoll sein, wie 


der widerspenstige Arbeitgeber, 


(Zuruf: Sehr aut !) 
der bei a enüiösgen sich nicht in die Pass Penen Tat- 
sachen hineinfügen will und sich aufs hohe Pferd setzt,der 
sagt: mein !\ille ist allein ausschlaggebend,so ist das 
nicht Gene Die Arbeiterschaft als Kontrahent, 2ls Trä- 
er ihrer Arbei 
je Aspitalien des Arbeitgebers, die muß dabei respektiert 


werden. Es darf nicht geschehen, daß der Arbeitgeber ‚einer- 


lei wie er heißt, seine Trabanten mit \iaffen ausrüstet, und 
sie auf die Streiekenden loshetzt, daß die Streikenden ein 
Freiwild in den Händen dieser Kreaturen sind. Des ist näch 
dem staatlichen Begriff gesehen, vollständig einseitig für 
eine Regierungskommission, als Gesetzgeber. Wenn sie Sich 
aul diesem liege befindet, dann wird sie niemals dem Ärbei- 
terrecht gerecht werden. Ls ist bewiesen, daß die fort- 
Schreitenden sozialen Verhältnisse nicht durch die. Nieder- 


knüppelung der Arbeiterschaft zustande kommen konnten, sonder 


dab Sie durch das intensive !irken möglich waren und daß 
die staatlichen Verwaltungen, wenn sie rückständig sind. 


und 


Act br sich versucht, einseitig einzustellen, wenn sie auch 
heu 
® 2 


die Klauseln hineinzulegen, die den Denunziantentum Tür 


tskraft, die mindestens so wertvoll ist, als 
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wenn sie in jeder Weise brutal die Arbeiter niederdrückten, 
daß das auch international für einen Staat kein Ruhm sein, 
kann; Aus diesem Grunde heraus muß über. legt werden und die 
Regierungskomnmission muß dem Ne&HnunE tragen, daß bei der 
Vorlage, die wir heute zu behandeln. haben, der Arbeitgeber 
gensy 80 behandelt wird, als wie alle änderen und daß der 
treikende,der auf Grund des Koalitionsrechtes das Streik- 
recht hat, auch in der lage ist, diesen »treik zu überblicken, 
zu übersehen,um zu wissen,wer im »treik steht, Dann kann er 
deraufhinwirken,daß diejenigen, die bei einem Streik in den 
Betrieb gehen wollen, ,aufgek ärt werden können, damit sie Klar- 
heit haben über die sozialen Fragen, über die sozialen Auf- 
gaben, ‚die notwendig sind im Interesse _der Familie, im Inte- 
resse des Staates, im Interesse der Aene an Derüber 
bedarf es gar keiner Frage, wenn die Arbeitgeber, die auch 
hier unter uns sind, wenn sie mit uns einer Meinung sind,daß 
2 Kontrahenten,die sich im Nirtschaftleben auseinander zu 
setzen haben, in dieser Hinsicht als gleichberechtigt und 
Br smertig zu halten sind. Ich weiß dicht, wie die Herren 
beitgeber der Privatunternehmungen in diesem Sinne zu unse- 
rer Sache stehen. Aber wir haben hören können, besonders in 
der letzten Zeit,daß auch in den Privatunternehmungen ,außer- 
halb der Bergwerksdirektion, ja auch nicht alles so rosig ist 
daß auch dort die Arbeiterschäft um bessere Verhältnisse ringt. 
Man schreibt dies der Wirtschaftskrise zu,man schreibt es 
der Finanzkalamität und den teueren Kohlenpreisen zu. _ 
Meine Herren! Ob das in allen Fragen richtig ist, was Sie 
dabei betonen, das lassen wir dahingestellt. Wir sind nicht, 
in der Lage, es von hier aus zu untersuchen. Aber auch an »ie, 
meine Herren, ist’ der ae zu richten,als deutsche Arbeit- 
eber mitzuarbeiten, daß ein solches Gesetz, ein Schandgesetz 
ür die Arbeiterschaft nicht mehr bestehen darf und daß Sie 
alle Pflicht haben, mit dafür einzutreten, deß die Koalitions- 
freiheit, daß die Streikrechte und die otreikpostenrechte _ 
in jeder "eise gewährleistet sind. ir treten nicht dafür ein, 
daß man die Gewalt anwenden soll und daß die Streikenden in 'M 
irgend welcher Beziehung Gewalt gegen andere ausführen. Ge- 
waltparagraphen in die jetzige Vorlage hineinzulegen,ist nicht 
notwendig, weil sie ja ın der »Strafprozeßordnung genügend ' 
berücksichtigt sind. Deshalb halten wir den Artikel 2 in a 
jeder Weise für überflüssig. Wir hoffen, daß der Gesetzgeber 
Sich objektiv für die Zukunft über die Parteien stellt, daß id 
er die beiden wirtschaftlichen Faktoren in jeder Weise so m 
behandelt, wie sie sich ne einander gegenüber- Mm 
stehen. Wenn er in diesem >inne handelt,dann wird er nicht \ 
allein von der Saarbevölkerung DENE finden, er wird _ a 
such über das Saargebiet hinaus,wo heute die Arbeiterorgani- ı 
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sationen immerhin ein mächtiger Faktor Warstellen und wo sich 
die Organisationen so entfalten, daß wir die Hoffnung in uns 
tragen, daß die internationale Regulierung organisatorisch ii 
sei es für die Arbeitgeber, sei es für die Arbeitnehmer ‚auf N 
einer Verständigungsbasis zustande kommen wird, daß wir Streiks! 
nicht mehr notwendig haben,daß wir auf Grund der Verständi- | 

gung den Negulator schaffen können,nach dem die Arbeiter- 
Schaft ihren berechtigten Anteil am lirtschaftsleben, am so- N 
zialen Leben so erhält, wie sie es auf Grund ihrer Tätigkeit 
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im Yirtsehafts-und Gesellschaftsleben verdient. ir stimmen 
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der Vorlage nur insoweit zu, wie der Artikel 1 es vorsieht, 
daß der 3 152 der Gewerbeordnung in voller Weise wieder her- 
gestellt wird. '% 
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Yorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Eifler ! 


Rifler (K.P.): Meine Herren! Da die Fraktion der Kommunistischen 
Partei zum Entwurf der Regierungskommission nicht Ja und 
Amen sagen kann, erlaube ich mir folgendes Gutachten zu 
dieser Verordnung zur Verlesung zu bringen: 


* Die Kommunistische Fraktion des Landesrates lehnt 1 
den Verordnungsentwurf zur Ergänzung des 3% 152 der 1 
Gewerbeordnung ab. N 

Der vorgelegte Entwurf bedeutet eine neue Änebe- | 


lung der um ihre Existenz kämpfenden Arbeiterschaft. 
Angesichts der iatsache, daß das Untemehmertum der 'M 
Arbeiterschaft ihre Existenzbedingungen auf jede Art 
und heise erschwert, bedeutet die vorgelegte Verord- | 
nung eine Begünstigung des Unternehmertums in seinen 4 
offensiven Vorgehen gegen die Arbeiterschaeft. ‚eil 

die Arbeitersenaft, um leben zu können, gezwungen ist, 
Jirtschaftskämpfe zu führen, hat sie das Recht zu ver- 
langen, daß sie durch einseitig gesetzgeberische !Eb- 
nahmen nicht daran gehindert wird, alle littel anzu- 
wenden, die der #rbeiterschalt geeignet erscheinen, 
diese Kämpfe mit Erfolg zu führen. 

Es hat sich bis_jetzt bei allen .irtschaftskämpfen 
bewiesen, daß die u ee ee die ihr zur 
Verfügung stehenden liachtmittel (Polizei,Gendarnerie, 
Militär) dem Unternehmertum zum Zwecke der Nieder- f 
BE der kämpfenden Ärbeiterschaft zur Verfügung 
gestellt hat. 

Desweiteren hat sich bis jetzt gezeigt, daß die | 
Justiz im »aargebiet die Butchenden lesetze gegen- ) 
über der Arbeiterschaft in Anwendung gebracht hat. 

Obwohl die vorliegende Verordnung in ihren Artikeln '# 
l und 2 (Absatz 1) den Anschein erweckt, als ob diese # 
Verordnung der Arbeiterschaft das Recht einräumt, bei 
"irtsehaftskämpfen Streikposten aufzustellen, so zeigt 
der Entwurf in seinem weiteren Wortlaut eine Ver- | 

“ er > i 1 » N 
schärfung der bisherigen Wesetzgebung und bietet so- hi 
mit eine weitere Handhabe der Justiz, um gegen die N 
ud 
\ 
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Arbeiterschaft einzuschreiten. 

Der vorgelegte intwurf bedeutet nicht die Aufhe- | 
bung der Änti-streikverordnung vom 2.4Mai 1923 sondern % 
eine Verschärfung derselben. Aus diesen Gründen lehnt ‘ 
die Fraktion der K,.P.D.die vorliegende Verordnung | 
wegen ihrer arbeiterfeindlichen Tendenz ab. ' ı\ 


Weine Herren! liein Herr Vorredner ist auf die Entwicklung der ) 
Streikverordnung, wie und vo sie geboren und entstanden ist, 

eingegangen. Als im Bergarbeiterstreik alle Inspirationen n 
nichts genutzt haben, wie Flugblätter, falsche Gerüchte, die IN! 
die bewerkschaäften durchkreuzen sollten, kündigte man Entlas- I} 
sungen an. Äls dies alles nichts senutzt hatte, ging die Berg- |! 
verwaltung und Negierungskommission dazu über und schufen | 
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diese Streikverordnung. Trotzdem die Arbeiter während des 

Streiks im Hahmen blieben und keine Ausschreitungen vorkanen, 
hat die Regierungskomission diese AÄntistreikverordnung er- . 
lassen. Erst auf die Übergriffe des französischen Militärs 
und der Gendarmerie kam es verschiedentlich zu Reibereien 
zwischen streikenden Kollegen und dem die Bergwerke besetzen- H 


er 


ee 


Sn nn — 


den lülitär. | hr 
; eine Herren! Es hat damals der Studienausschuß und Te 
ich glaube, daß das Zentrum dabei beteiligt wer, diese hl | 
| Verordnung ul 
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Verordnung gebilligt, ohne daß der Landesrat dazu gehört wur- 
de. Bisher Bet die Regierungskommission in allen \‚irtschafts- 
kämpfen,die stattgefunden haben, sich offen auf die veite des 
Unternehmertuns gestellt. Ich habe von dieser Stelle aus be- 
tont, wessen Geistes Kind die Negierungskommission ist und es 
trifft uns nicht unerwartet, daß die Regierungskommission die 
Unternehmer, Deutsche wie Franzosen, wie eine Lutter ihr Kınd 
in den Schoß nimt. 2 jr 

Zur Verordnung selbst. lieine Herren! ‘tenn hier betont 
wird von Seiten des Zentrumsredners,es wäre ein Fortschritt, 
so kann ich mir nicht vorstellen, wie sich der Vorredner_ die 
Auswirkung der Faragraphen denkt. Der 3 1 hat eine_sehr Liebe- 
volle Spräche und der nachfolgende % 2 bietet der echte ba 
kommission alle Handhebe, um die landjäger gegen die Arbeiter- 
Schaft zu hetzen, wenn hler steht, 


verhoten ist: 
Gewaltanwend 7] iede Art der Binschüchte- 
sewaltanwendung, sowie jede Ar er kinschüchte 


rung eines anderen, seiner rau oder seiner 
7.» . 1 2 . h - fe. 
Kinder,sowie Beschädigung des Ligentuns. 


a) 


Meine Herren! Das bedeutet faktisch, wenn ich Streikkollegen 
zu einer Frau eines »treikbrechers Schicke um sie zu Iragen, 
warum ıhr ilann Streikbrecher ist, so kommt mir ohne weiteres 
die Negierungskomnission an den Hals, indem versucht worden 

18t, einzuschüchtern.. 

keine lierren! Der Absatz e lautet: 


ce) Verbergen der !lerkzeuge, Kleider oder sonstiger, 
in dem Besitze oder der Verwendung eines ande- 
ren befindlicher Gegenstände, die Behinderung 
in der Benutzung sowie die Hemmung des freien 
Gebrauchs. 


Jas bedeutet faktisch, da? dem Denunziantentum Tür .und Tor 
geöffnet ist. 


kenn weiter da steht, in Ziffer d) 


einer Überwachung rings 
J snderen Urt, wo ein an- 
derer wohnt, arbeitet, eine Beschäftigung, aus- 
übt, oder sich befinden kann, sowie eine Über- 
wachung der Zugänge des iiauses oder eines ande- 
ren Ürtes. 


d). Verboten ist, Ausübung 
um das Haus oder jeden 


Dies ist derartig dehnbar, 
die Verordnung ist auf die 
vendbar. | 


daß man überall stehen kann und 
rerson, die einmel da steht, &n- 


weiter steht da in Ziffer e 

c) Verboten ist Verfnlapns » nes anderen zusammen 
mit zwei oder mehr Personen auf einer »traße 

oder einem .ege in einer der Öffentlichen Ürd- 

nung zuwiderlaufenden \eise. 


Das bedeutet faktisch, wenn 2 bis 3 Kollegen Streikposten 
stehen und gehen über die Straße, vor ihnen geht ein Streik- 
brecher, welcher eiligst davon läuft und schreit, die ver- 
folgen mich, so würde hier die Justiz einschreiten. 


-- 


keine „lerren! Der Vorredner ist 
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Ich habe es etwas gründlicher getan, um der Öffentlichkeit 
dieses milde Kennt der Regierungskommission zu zeigen,daß 
sie nicht die Antistreikverordnung aufhebt, sondern noch mehr 
verschärft. Das beweisen die Dillinger Verhältnisse. Ist es 
nicht ein Hohn, daß wir angesichts der latsache, daß in Dil- 
lingen Landjäger als technische Hilfskräfte, als Streikbrecher 
eingesetzt werden, hier beraten über die Antistreikverordnung. 
Weine Herren! ‘jelche Gegensätze bestehen hier. Herr Staats- 
kommissar Dr.Liesch, soll das nicht ein politisches Drum und 
Dran sein, daß die landjäger gegen die Arbeiterschaft einge- 
setzt werden. Das ist die Milch, die die Kinder der OO anEe 
kommission eingeflößt ‘bekommen. Dia Arbeiterschaft wird dafür 
sorgen, daß diese Milch sauer gemacht wird und daß des Kind 
an ırgenc einer Krankheit zugrunde geht. In Lillingen sind 
Verhaitungen vorgekommen, Verhaftungen, die wir im Saargebiet 
wenige Mel verzeichnet haben. Ich habe neulich schon einmal 
gesagt, daß die Regierungskommission das Unternehmen unter- 
stützt, indem sie die Lendjäger wie Pilze aus der Erde schie- 
ßen läßt. Die Polizei soll nach dem Vertrag von Versailles 
der Schutz der Bevölkerung sein. Die latsache besteht, daß 
die Polizei nicht der Schutz der Bevölkerung; sondern des i 
Unternehmertums ist. Meine Herren! Wir werden zu diesen Zu- 1 
ständen nicht Ja und Amen sagen, sondern nicht ruhen und rasten # 
um der Ärbeiterschaft zu sagen, was sie als Klasse zu tun hat, % 
um nicht verhungern zu müssen. Die Arbeiterschaft ist gezmun- IH 
gen zu kämpfen und in diesem Kampf werden alle Nittel ange- 1 
wandt, die einen Erfolg garantieren. \lenn sie von Gesetzes # 
Seite Hesseln angelegt bekommt, so wird sie im Kampf diese | 
Resseln zerschlagen. | 
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Torsitzender: Das ort hat der Abgeordnete Dr.v.Vopelius! RN 
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Dr.v. Vopelius. (DSY): Meine Herren! Der Herr Vorredner hat ein 


ı sehr schönes Bilä gebraucht indem er davon redete, daß_die 
Regierungskommission dem Unternehmertum wie Milch die Land- 
jäser einflößte. Ich bedauere wirklich, daß das nicht der 

all ist, denn man versteht ja unter Landjägern allgemein 
eine Thüringer !urstsorte. 


( Lachen ! ) 


Es ist.sehr schade, daß der Herr Vorredner sich hier in 
einer verkehrten Auffassung befindet, wir haben diese l\iarst 
roch nicht bekommen . 


(Zuruf Eifler : Sie sind ziemlich gut von dieser ur st 
genährt. 


Wir begrüßen es, daß die Regierungskomission sich 
dazu versteht, nach langem Drängen dazu versteht, den alten 
Rechtszustand wieder herzustellen, und wir stehen auf dem 
Kommissionsbeschluß, der dahin geht, den Artikel 1, wie er 
hier in der Verordnung vorliegt, einzusetzen. "ir gehen 
aber im Gegensatz zu dem Vorredner noch weiter, indem wir 
auch dafür sind, den Artikel 2 ‚den ersten Absatz zur Ein- 
führung zu bringen. Wir sagen,daß die Klärung, die in der 
Einführung dieses ersten Absatzes liegt, immerhin praktisch 
und bedeutungsvoll ist, und’daß wir deshalb diesen ersten 
Absatz beibehalten haben möchten. Wir lehnen auch ab, die 
weiteren Zusätze 4 und 5 zur Einführung zu bringen, beson- 
ders deshalb,weil ein Widerspruch zu den ersten Absatz des 
Artikels 2 besteht. ks ist durchaus nicht notwendig, daß 
in den Einzelheiten, wie es hier geschieht, das Gesetz ab- 

eändert werden soll, denn die Rechtsprechung und Gesetz- 
gebung ist sich bisher klar derüber gewesen, was erlaubt 
1st und was nicht erlaubt ist. insofern halten wir es 
überflüssig, noch weitere Zusätze zu machen. Ich stelle 
fest, daß meine Fraktion den Artikel 1 annimmt,den 1.Absatz 
des Artikel 2,sowie den Artikel 3. 


Vorsitzender: \jr können gleich zur Abstimmung kommen. In der 


Kommission war beantragt, den Artikel l stehen zu lassen 
und den Artikel 2 zu streichen. Das war bis jetzt die. ge- 
samte stellung zu der Vorlage. Heute hören wir von Herrn 
Dr.v.Vopeiius, der beantragt,. im Artikel 2 auch den ersten 
Absatz stehen zu lassen. Ich lasse deshalb zunächst darüber 
abstimmen. | 

Das "ort hat der Abgeordnete Hoffmann! 


Hoffmann (S.F. }: Ich möchte de noch etwas dazu sagen. Nan kann 


'goceh nieh; so ohne Weiteres über einen Antrag abstimmen 
lassen. ieh möchte darauf hinweisen,daß wir % Aufnahme 
des ersten. Absatzes des Artikel 2 alles machen. Erstens 

ıst es absurd, daß mean überhaupt eine solche Vorlage macht, 
che einen »utz aufweist, in dem 91 Norte enthalten sind. 
Stellen Sie sich einmal vor, wäs ein Richter mit diesem 
satz anfangen kann. Es kommt ja auf die Auffassung des 
Richters an und Sie werden Schon vann Artikel 2 angenon- 
men wird,daß die Situation noch viel schlimmer werden kann, 
als es vielleicht früner bei dem alten $ 153 der Fall wer. 
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Ich weise darauf hin, daß wir der Auffassung sind,daß. Herr 
v.Vopelius seinen Antrag zurückziehen soll, oder wir bitten 
Sie wenigstens, daß der Äntrag abgelehnt wird. Ich wünsche | 
besonders, daß er zurückgenommen wird, weil eg ja auch der 
Wunsch des Völkerbundsrates gewesen ist. Und »ie,die vie | 
ja immer den Wünschen des Völkerbundes Rechnung tragen 
wollen, müssen doch der Auffassung sein,daß der normale 
Zustand, wie er früher war, wieder eintreten soll. Ich 
weise darauf hin, daß das uäisere Auffassung ist und ich 
möchte auch Sie bitten, daß demgemäß beschlossen wird. 


Worsitzender: Das "Wort hat der Abeeordnete Karius ! 
4 > 


Karius (Z.): Meine Herren! Ich darf wiederholen, was wir In der 
Kommissionssitzung gesagt haben. Die OFEBmE richtete 
sich nur gegen die Bergleute und euch der Absatz 1 in Ar- 
tikel 2 ist wieder nur gegen die Bergarbeiter gerichtet. 
Eins muß gesagt werden: Die Saarbergarbeiter sind die recht- 
loseste Ärbeitergruppe, die es in der ganzen \elt gibt. vie 
sind dem stärksten Arböitseter der Welt gegenübergestellt, 
der sehr kapitalistisch eingestellt ist. Und da müssen wir 
verlangen, daß die Bergarbeiter nicht schlechter behandelt 
werden, wie die Arbeiter der übrigen Gruppen. 

Dann muß ich Herrn Dr.v.Vopelius sagen: Ein 
Jurist kann mit diesem Absatz absolut nichts anfangen. 





( Zuruf: Oder alles ! ) | 

Ja, oder auch alles. Es kommt nachher darauf an,wie man den 

Wıllen des Gesetzgebers " erforscht. Wenn man da nicht 
weiß, was man mächen soll, so fragt man, was der Gesetz- 

eber wollte. Oder will man,daß die Bergarbeiter bei einen 

treik unter die Huftritte der französischen Kalitärpferde 
kommen sollen ? \lie ging es denn bei dem letzten Streik zu ? 
Man weiß, daß man gerade in der Nähe der Gruben am aller- 
schärfsten gegen die streikenden Bergleute vorgegangen ist. 
Es sind dort »achen vorgekommen, die wirklich nicht mehr iR 
normal gewesen sind. j 
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(Zuruf: Sehr richtig !) 


Hier will man nun mit der Vorlage des _Streikpostenstehens f' 
in jeder Form in den Urtschaften der Bergleu e unterbinden, 
Man tut nicht ohne jede Absicht heute auf jedes kleine 
Nest einen oder mehrere Lendjäger. Das geschieht schon mit 
Rücksicht auf kommende Kämpfe, damit sie_dort nächstens 
jede ee unterbinden. ich darf namens 
unseres Verbandes sagen: ‘ir werden nicht eher ruhen | 
rasten, bis der alte Rechtszustand wieder hergestellt und 
im übrigen klare Rechtsverhältnisse geschaffen sind. Es 

ist micht angängig, hier in einem Gebiet, das dem Völker - 
bund unterstellt ist, eine Gruppe ‚die an sich schon genug 
entrechtet,noch rechtloser zu mächen,wie es früher war. 
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Vorsitzender: Das \ort hat der Abgeordnete Petri ! 


Petri (SP, ): Herr Dr.v. Vopelius war der BE TARNER | daß er etwas 
weiter gehen würde, wie wir. Ich stelle fest,daß er etwas 


zurückgehen will. \lenn er sagt, daß er den ersten Absatz AN 

“des Ärtikel 2 annehmen will, dann ist das eine Verschlechte- 4 

rung gegenüber dem, was wir wollen. Und wenn der Herr | 
Staatskommissar 
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oteatskommisar vorhin Besat: hat, in der Jurisprudenz ist 
nirgends zu finden, duß das Streikpostenstehen erlaubt 
ist, so kann man dem Rechnung tragen, daß man einfach da 
152 stehen läßt, und als weiteren Absatz anfügt: Das 
treikpostenstehen ist erlaubt." Dem können wir zustimmen. 
Aber Verklausulierungen, die nuchher auf alle Arten ausau- 
legen sind, müssen wir ablehnen. 


Vorsitzender: Das ‘ort hat der Abgeordnete Dr.v.VYopelius! 


Dr.v.Vopelius (BSV): Ich habe mich von den Gründen überzeugen 
a assen, die die Vorredner ausgeführt haben und ziehe den 
Antrag zurück. 


Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Petri | 


Petri (S.P. ): Ich beuntrage folgenden Zusatz": Bas Streikposten 
| stehen ist crlaubt. 


Vorsitzender: Das Wort hat der Herr Staatskommissar Dr. Liesch! 


Staatskommissar Dr.Liesch: Der Artikel 2 Au unter welchen Ver- 
 hältnissen das streikpostenstehen ges attet werden kann. 
Schreiben Sie in Ihren Zusatz noch die Erläuterung, was Sie 
unter Streikpostenstehen verstehen und dann sind wir je 
einig. 
Vorsitzender: Das Yoort hat der Abgeordnete Petri ! 
Petri ( S.P.): Ich ziehe meinen Antrag zurück. 


Vorsitzender; Dann darf ich annehmen,daß die Vorlage einstimmig 
verabschiedet worden ist. 


Wir kommen jetzt zum nächsten Funkt der Tagesordnuug 
Bekämpfung der Freistreiberei und des unlauteren Handels. 
Das \\ort hierzu hat der Berichterstatter Herr Petri ! 


Petri (S.P.): Meine Herren! Die \iirtschafts-und Rechtskomnission 
besehäftigten sich im 8 Sitzungen mit der Regierungsvorlage. 
Die Kommission hielt es für zweckmäßig, eine gänzliche Neu- 
fassung der alten Bestimmungen über das \iuchergesetz von 
1916 und 1918 vorzunehmen und sämtliche Verordnungen, die für 
die heutigen Verhältnisse nicht mehr zutreffen, aufzuheben. 
An die Vertreter der Regierungskommission wurde der 
Antrag gestellt, zur besseren Übersicht statistisches Nate- 
rial über Inenspruchnahme des Sondergerichts vorzulegen. 


l. Die Höhe der Strafen und die Schwere der Fälle ? 
2. Wieviel Strafen haben vorgelegen und wieviel wurden 
voLlstreckt ? 


Dee Unterlagen wurden beigebracht und zeigen folgendes 
i 


Zusammengefaßte Übersicht. ‘5 
1919/20 245. Urteile 14 Jahre 3 Won. Zuchthaus 
I SER, efängnis. 
| 448,000. -Nurk. 
1923 418 N & Jahre Zuchthaus 


L ' 2 Non.Mefängnis 
1.702.000. -liark 
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1922 341 Urteile gl Jahre 6 lion. Gefängnis 
| 2,270, 000. -"!urk 
1923 BRD RA 6 Jahre 5 \on. Gefängnis 
| 853 Strafbefehle 2.875. 000. -Nark 
204.660.- Franken 


1924 102 Urteile 6 Mon. 1 Hoche Gefängnis 
30 Strafbefehle 115.700.- Franken. 


Von einem Mitglied wurde die Aufhebung der ganzen \ucher- 
esetzgebung vertreten. Ein anderes ht glie REABTOREROR 
em,da eine vollständige Aufhebung der Wusherb estimmun e2 

bei den noch bestehenden Auswüchsen in der Wirtschaft 

sonders in Zinswucher als verfrüht bezeichnet werden ae 

Nach Tagung der Kommission ist vom Handwerkerbund des Saur- 

gebietes eine Zuschrift eingegangen, deren Inhalt sich in 

wesentlichen mit den Kommissions eschlüssen deckt. 

| Zur Verordnung werden folgende Binwendungen bezw. 

Abänderungen getroffen: 


Die Einleitung der Verordnung erhält folgende Fassung: 


kuf Grund der 3$ 19 und 23 der Anlage zum Abschnitt IV 
(Teil 3) des Friedensvertrages von Versailles und nach An- 
hörung der gewählten Vertreter der Bevölkerung verordnet die 
Regierungskommission gemäß ihren Beschluß 1 EN 


Der $ 1 der Vorlage wird an den Schluß derselben angefügt. 
Der $ 2 erhält folgende Änderung: 
In Ziffer I wird .der 1.Satz geändert wie folgt: 


1) Wer in vorsätzlicher Weise für einen Gegenstand oder 
eine Leistung des täglichen Lebensbedarfs ......... 


Ein Mitglied beantragt die Ziffern 2, S und 4 zu EN 
und den Absatz 1 wieder in seiner alten Fassung aufzunehmen, 
wonach die Marktlage, der liicderbeschaffungspreis und die 
Geldentwertung zu erücksichtigen sind. 

| Die Kommission schließt sich dem Antrag, den Absatz 
l in seiner Urfassung aufzunehnen, an, wenn die Geldentwer- 
tung nicht mit eufgenommen wird. 


Der Absatz 1 erhält somit folgenden Zusatz: 


' Bei der Früfung der Frage, ob ein übermäßiger Gewinn 
vorliegt, sind llarktlage und ilederbeschaffungs kosten 
mit zu berücksi chtigen. " 


Dieser Zusatz wird einstimmig angenommen, 
In Ziffer ?2 werden die Worte: 


ohne im Besitz eines hack den bestehenden Vorschriiten 
erforderlichen Handelsausweises zu Sein oder " 


gestrichen, sodaß die Ziffer nunmehr lautet: 
" Wer unter Verletzung einer den Verkehr mit bestimmten 


Gegenständen ie een Vorschrift Handel treibt oder den 
Handel vermittelt (Schleichhandel). 


Die. 
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Die Ziffer 3 bleibt unverändert bestehen. 

Die Ziffer 4 kommt in Wegfall. | 

Die Ziffer 5 bleibt urverändert bestehen, erhält aber durch 
die Streichung der Ziffer 4,die Bezeichnung "Ziffer 4". 


Demzufolge wird in Ziffer 6 die Zahl 5 in 4 umgeändert, 
- Die Fassung lautet demach: 


1 


" Wer zu einer nach den Ziffern 1 - 4 strafbaren....usw. 


Desgleichen werden die orte von 6 Monaten estrichen und 
in der letzten Zeile die Worte : nicht unter I1000.-Franes. 


Die abgeänderte Fassung lautet: 
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6) Wer zu einer nach den Ziffern 1 - 4 strafbaren Hand 9 
Jung öffentlich auffordert, anreizt oder sich er- j) 
bietet wird mit Gefängnis oder Haft bis zu5 Jahren 4 
bestraft; daneben kann auf Geldstrafe erkannt werden." ! 


Der N 3 der N eg wird einstinnig angengumen, 

Ver 3 4 wird durch Abänderung der Ziffer 6 in 3 2 gegenstands- 
los und kommt in Negfall. | 
Der 3 5 erhält den Yortlaut zu $ 2 des Gutachtens des Landes- | 


rates vom 16. Dezember 1922 ,welcher lautet: 


" Neoven der Verurteilung zur Gefängisstrafe kenn in be- 9 
sonders schwerer Fällen uf Aherkennung der bürgerlichen E 
ührenrechte auf die Dauer von 1 bis zu 5 Jahren, sowie auf 
Veröffentlichung des Urteils durch die Tagesblätter, oder 
durch Anschlag in der Gemeinde au! Kosten des Verurteilten 
erkannt werden. Die Art und leise der Veröffentlichung ist ! 
im Urteil näher zu bezeichnen und zu begründen und mur in 
besonders schweren Fällen zulässig. " 


Dieser Fassung stimmt die Kommission einstimmig zu. 


Der \ 6 bleibt unverändert bestehen. \ 
Der $ 7 erhält folgende Fassung: f 


" Die Aburteilung erfolgt durch die ordentlichen Gerichte." 9 


Der N 3 bleibt unverändert bestehen. h 
Der % 9 erfährt folgende Änderungen: 


Der erste S2tz lautet: 


 ProZT 


" Unter die Bestimmungen dieser Verordnung fallen 
ferner cie Verordnungen der Regierungskommission 


- 


Die Ziffer 5 wird gestrichen und erhält folgenden meuen 
Nortlaut: | 


| 

| 

| 

5) vom 15.2 24 betr.Einbehaltung von Gegenständen des | 
notwendigen Lebenshbedarfs." 


Die Ziffer 7 wird gestrichen. 


Der Herr Regierungsvertreter stellte eine Aufklärung über 
die Notwendigkeit der einzelnen Verordnungen in Aussicht, 


da 












“IT, a 
OU 


Don. 


da mit der Abtei Handel und Gewerbe noch Verhandlungen 
darüber a werden sollten. 

ach der Tagung der Kommission teilte der Herr Re- 
gierungsvertreter hierzu folgendes mit: 


Nach der Vereinbarung mit der Abteilung für Handel 
d Gewerbe kommen die Verordnungen zu Ziffer 4 und 5 des 
59 9 der Vorlage in Wegfall. 


Zazitter 1, 2, und 8: 


Wegen einer 'snderweitigen Fassung bezw. Neufassung 
und Neuveröffentlichung dieser Verordaung schweber noch 
Verhandlungen, 

ae ach BerN die Kommission, die Verordnung vom 
1.3.1920 einer Nachprü Zus zu unterziehen und darin einen 
Satz aufzunehmen, daß in besonderen Fällen eine nachträg- 
liche Beibringung cer Binkaufsrechnung möglich ist. 


Der $ 10 bleibt unverändert bestehen, nur wird in der 5.Zei- 
le das Wort, soll_ unter Bekanntgabe, durch das Nort: ist 
urter Bekanntgabe , ersetzt. 


In $ 11 wird der zweite Äbsatz geändert, sodaß er nunmehr 
lautet: 


' Gegen den »trafbefehl ist binnen einer lache näch 
Zastellung Einspruch zulässig. " 


Der übrige Text des $ 11 bleibt bestehen. 
In $ 12 werden die orte: a 1.April 1924 " gestrichen md 
durch die Worte: * mit dem Tage ihrer Veröffentlichung " 
ersetzt. 
Ferner wird der Zusatz gemacht: 
" Sie behält Gültigkeit bis zum 1.Januar 1926" 


Des leichen wird der umgeänderte Text des $ 1 dem $ 12 nge- 
ügt. 


Der umgeänderte Text lautet: 


" Die Verordnung vom 10. Jammar 1923-Reg. Amtsbl.Nr.66 
ist aufgehoben. ' 


Alle getroffenen Äbänderunger sind einstimmig erfolgt. 


"Bearot/) 
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BL ERTEN u 
Vorsitzender: Das \iort hat der Abgeordnete Seiwert! 


Seiwert (Z.): Meine Herren! In einem alten Volkskalender las ich 
sinmal ein Sprichwort,welches nieß: Der Geldsack und_der 
ettelsack hängen nie hundert -ahre in einem Hause. Des 
sollte wohl heißen, es ist alles in Fluß, dauernde Verhält- 
nisse gibt es nicht, was heute unten ist, ist morgen oben, 
wer gestern reich wär, ist heute arm. ‚Diese Vorgänge wurden 
immer ganz besonders gefördert durch Kriege und deren Nach- 
wehen. Ganz erschütternd sind die Berichte über die Kriegs- 
führung früher+r Zeiten, sodaß man im ersten llioment meint, 
wir lebten doch heute in besseren Verhältnissen. »ehen wir 
&ber genau zu, so haben sich nur die Formen geändert,während 
die Auswirkungen heutiger Kriege viel schlimmer ‚verheerender 
und gewaltiger im Ausmaß sind. Früher Kaub der Lebensmittel 
heute Kriegszwangswirtscheft. Früher a Aungersnot, 
Krankheit und Hungertod, aber alles nur als Folge und B- 
gleiterscheinung des Krieges, heute Biockade mit der viel 
ip Auswirkung. als wirklich gewolltes lüttel der 
riegsführung, früher AusplLünderung und Xontributionen, aber 
nur im Kriegsgebiet, heute Den enüane Ausräuberung .des 
ganzen Lendes durch Inflation und N ET ER früher 
wurden die Besitzer der Schlösser und Höfe ins Elend ver- 
trieben und oft setzte sich dann nachher eine von den Hyänen 
des den Heeren nachfolgenden Gesindels darin fest, und heüte 
mußte such mäncher brave vermögende \lann seine Villa an. ei- 
nen Kriegsschieber ausliefern, der sich nun darin breit. acht. 
Der einzige Unterschied ist der, daß früher diese Amputie- 
rungen ohne Narkose vorgenommen wurden, während man in cer 
heutigen Zeit das Volk zuerst in eine gründliche Narkose 
versetzt, um ihm dam um so gründlicher das Fell über die 
Ohren zu ziehen. Der Beginn dieser Operation, der 4. August 
1914, an welchem man der \/ährung die solide Deckung nahm | 
und die Tapiermark zur Mark erklärte. bs war das ein Int- | 
schluß vpn so schlimmer Auswirkung, deß unsere heutige Ver- | 
haenälung in :irkliehkeit sich re mit diesen Nachwirkungen N 
zu beschäftigen hat. ' Das ist der Fluch der bösen lat, daß 
sie fortzeugend Löses muß gebären. So möchte man auch hier \ 
beinahe zitieren. Nachdern durch die Jahre lange Kriegsführung 


a ee 


ungeheuere ierte zerstört weren, war man Sich lange Zeit 
nachher der dadurch doch entstandenen allgemeinen Verarmung 
noch nicht bemußt geworden. »ta&t der früneren soliden "orke 
besaß die Sevölkerung nur mehr das staatlich approbierte h 
Falsengeld, womit einer den anderen hereinzulegen versuchte. WM 
Mit dem neuzeitlichen Ausdruck nannte man das die Flucht in W% 
die “achwerte, eine krscheinung. welche wir hier im Saarge- j 
biet ja auch ‘genügend kennen lernten. Als nun der Besitzer N 
der Sächwerte immer mehr Falschgeld haben mußte, um wieder Mi 
einen Jeil der Verfäufer+en "are zurückzubekomen, trat die N 
fortwährende Geldentwertung immer mehr in \rscheinung. Nur '. 
nannte man es fälschlich leuerung. Als Teuerung empfand es I 
ge auch besonders der leil der Devölkerung, deren Banzes | 
wankzommen oder Besitz nur in diesem Falschgeld bestand. Las ! 
| 
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weiteriortschreitwende blend des \!ährungszerfalls schuf eine 
Bar verzweifelte Stimmung, und einer Suchte dem anderen || 

Je zu Aurz gewordene Hacke wegzuzlehen. Die beste kultu- | 
reile Entwicklung und Erziehung konnte in diesen Zeiten H 
wirtschaftlicher Jot das gewaltsame Hervorbrechen egoistische: || 
Iriepe nicht verhindern, und in gleichem \aße vertieften f) 
sich auc" lie vegensätze zwischen den einzelnen Bevölke- Ali 
rungsklassen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, zwischen h 
Erzeuger und Verbraucher, zwischen freien Berufen und Fest- M 
besoldeten. -zwischen Hausbesitzer und lieter. Ein Stand hi 





beschuldigte 
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beschuldigte den anderen der Ausbentung, cer Aaufluann seinen 
Lieferanten und der Kunde «en Kaufmann. Schon der Versuch 
der Krhaltung der Vermögenssubstanz ward !ucher genannt, und 
mit diesem Vorwurf war man ın diesen Zeiten doch manchmal 

zu [link bei der hand. 

Die Entlohnung aller Festbesoldeten mußte notzedrungen 
in dem staatlichen Falschgeld erfolgen, und statt dab der 
Staat in diesen Zeiten auiklärend eingegriffen hätte,rief | 
er lieber der betrogenen Bevölkerung zu: Haltet den Dieb. | 
In einer solchen Stimmung een | 


der aufgeregten lassen schuf wan in einer Abendsitzung die 
erste Freistreibereiverordnung, welche mit einem vonderge- 
richt gegen !ucher gekrönt wırde. Ein Teil der Nithelfer 

an diesem !!erk meinte es vielleicht ganz ehrlich und dachte, 
außerordentliche Zeiten erfordern auch außerordentliche 
Mittel. Aber man hat doch später ehrlicherweise eingesehen, 
daß man das Pierd am vchwanze aufgezäunmt hatte. \ienn man 
nämlich nicht die Ursachen der unerträglichen Zeitverhält- 
nisse beseitıgen konnte, so konnte man auch nicht mit einer 
improvisierten Verorcnung einfach deren Auswirkung hinweg- 
befehlen. Die eisernen \ırtschaftsgesetze lassen sich nicht 
einfach im Verordnnngswege beseitigen. ;lenn man aus der frü- 
heren freschichte menr nt nätte, dann hätte man sich 
auch keine so große Wirkung erwartet. Denn das Saarbrücker j 
Sondergericht ist für Saarbrücken nichts neues, und das erst 
wie das heutige wurde uns auch ron einem hier einziehenden | 
französischen General beschert. Ich fand nämlich in den | 
soeben eo werk von Professor Ruppersberg über 
die Geschicente des Daargebietes einen Bericht über das Jahr 
1798, als die französische Revolutionsarmee in Saarbrücken 
einzog.. Genau wie heute war auch damals durch die franzö- | 
sisehe Inflation der !rankenr auf ein Viertel gesunken. Die i 
Maßnahmen, die damals der französische General ergriff,un | 
seinen wertlosen Ässigraten künstliche Xaufkraft zu verlei- i 
nen, gleichen denen des Generals Ändlauer von 191° so genau, ii 
wie wenn derselbe sich die von 1795 abgeschrieben hätte. 
Also alles ist schon oagewesen, aber auch derselbe Erfolg, | 
nämlich Verknappung und Verteuerung der Waren u in größerem | 
Weße wıe vorher. Besehen wir uns nun. das neu gegrün- | 
dete Sondergericht in seiner Anfangstätigkeit und seiner | 
Zusammensetzung. Zuertt zerlegte man die Bevölkerung in zwei 
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Gruppen. Die Warenerzeuger und “arenvertsiler einerseits, 
und die Verbraucher oder Xonsumenven andererseits. Die lee 
Masse gehört zu dieser üruppe und dies konnte daher auch 
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) 
richts drei mis Konsumentenrertretern. Dem Richter, dessen 


zurückkaufen wie er verkauft, und wenn Sie Bauernkundschasft 
heben, werden »©1s Linden, daB. die such nicht gerne als kon- WM 
alle Ayers Takte: Alte Gear | er: | 
sument hohe rreise zahlt. Als Gewerbetreibender bin ich doch M 
erst recent ein Konsument. "einer rau tat es. genau so leid, il 
wenn sie immer mehr Baushsltungsgeld aufwenden mußte, wie N 


einer Jeamten- ocer Arbeiterfrau. Ich mß doch aueh alles Bi 
kaufen, mır habe ich den einen Artikel, welchen ich führe, '- 
um die Verdienstspanne billiger. Irotzdem stehe ich aber N 
| durch 1 

) 





| srten wir hier im »aarge- | 
bıiet in die Oktoberunruhen 1919 hinein und zur Beruhigung IN 
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nen Eee gekenn. it Recht kämpfen die Arbeiter mit unserer 
aller Unterstützung gegen die Notwerordnung und gegen die 
Antistreikverordnung der Regierungskommission, weil sich die- 
selben in der Fraxis als Ausnahmegesetz gegen ihren stand 
suswirken. Ich könnte es daher auch nicht verstehen, wenn ı 
diese Kreise einem Ausnahmegesetz BPErE andere Gruppen noch 
zustimmen würden, denn , was du nicht willst das män dir tu, 
das füg auch keinem anderen zu. ji 
"ie sich dieses Gesetz speziell im Sondergericht aus- N 
wirkt, davon kann ich Ihnen ein Liedchen singen, weil ich { 
Jahre lang selbst Beisitzer war. Daß die ersten Urteile von | 
der aufgeregten eg: beeinflußt würden, das war ja zu j 
erwarten, denn es rast der »ee, und will sein Upfer haben, | 
und das erste Opfer war ein Kaufmann aus der Bahnhofstraße, j 
dem man ein Jahr Zuchthaus anhängte. Es war ein schwächer ij 
Trost, den man ihm mitgab, daß die ganze Bahnhofstraße ins i 
Zuchthaus gehöre. Lch möchte aber doch noch heute daran er- 
innern, wieviel Totschläge, Roheitsverbrecher,, Betrüger und 
Straßenräuber nach wie vor vor den ordentlichen Gerichten 
mit viel gelinderen Strafen wegkomnmen. Und alle konnten 
noch an weitere Instanzen &apellieren. Aber an die Tür zum 
vondergericht hätte man den Spruch aus Dantes Hölle aufschrei- 
ben können: Der Du hier eingehst, laß alle Hoffnung fahren. 
Meine Herren! Sie können mir wirklich glauben, ich 
habe mich oft geniert, um bei der Urteilsverkündigung am 
ENEeR Vanch als mitverantwortlich zu erscheinen. Aber wir 
haben ein \besetz, und nach dem muß er Sterben. Dazu kam noch, 
daß das Gesetz der Stimmung zu viel Spielraum gelassen. Es 
war daher auch für einen Angeklagten nicht RE ER 
bei seinem Tnrmin das Gericht erade besetzt war. kan muß ja f 
zugeben, daß für besonder= Verhältnisse, wie eine wirklich äi 
bestehende ne hen 3 oder die Überwachung rationierter 1! 
Höchstpreisartikel scharfe Bestimmungen und besondere Über- 
wachung wg war. Darüber sind alle im ganzen Saargebiet ’ 
einig. Aber bis heute sind noch nicht alle darüber einig,wann % 
der Zeitpunkt da ist, diese Bestimmung als überholt und über- 
flüssig abzuschaffen. Wenn früher ein Geschäftsmann jahraus 
jahrein gearbeitet und zum »chluß nichts erobert hatte, sprach 
man verächtlich: Der hat,s auch zu nichts gebracht. «enn 
&ber einer durch Fleiß und guten Zulauf etwas mehr verdient, 
wie er zum Leben verbraucht, so werden ihm von vielen die- 
se Rücklagen als Diebstahl an der Allgemeinheit angekreidet. 
Man bedenkt dabei gar nicht, wie nötig wir eine Kapitäalneu- 
bildung aber brauchen, um uns aus anderen Kalamitäten,wie 
Kreditnot, !ohnun snot ete. allmählich zu befreien. Wenn nun 
gar einige Yertreter einer kleinen Überschicht gar ein Auto 
anschaffen, dann bekommt die ganze \eschäftswelt das bei je- 
der Gelegenheit zu hören. lir ist schon oft der Gedanke ge- 
kommen, wenn wir hier im SDaargebiet eine so starke Automobil- 
industrie hätten wie z.B. die Aiparettenindustrie, dann würde 
man vielleicht nicht so oft die Anschaffung eines Autos be- 
kriteln, oder gar als !ünderungsgrund für die endgültige Ab- 
schaffung der Preistreibereivorschriften ins Feld führen. 
Zum .:Überfluß stellt sich nun in letzter Zeit heraus, daß der 
Besitz eines Autos auch noch nicht als liertmesser der Ürrungen- 
schalten des Einzelnen anzusehen sind, weil so mancher Wagen 
nicht nur auf vier Rädern sondern auch auf 12 \iechseln Lie? 
dıe Dt zum leil nicht mehr eingelöst werden konnten, sodaß 
die Zwangsversteigerung von Autos heute eine tägliche Erschei- 
nung bildet. Aber aus dieser gefühlsmäßigen Linstellung heraus 
hat man besonders dem Saufmann zu hohe Verdienstzuschläge vor- 
gehalten und daraus die Notwendigkeit einer weiteren Über- IN 
w&echung hergeleitet. Logischerweise sollte man dann aber auch j) 
annehen Yi) 


| 

| 

| m | | 

durch die Existenz des Sondergerichts gewissermaßen unter ei- | 
| 

! 
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annehmen, daß man dann rie Berufsgruppen, welche sich un 
Ihren Geschäften weder in der Kriegszeit, noch in der Nach- 
kriegszeit sichtlich bereichern konnten, in l'rieden lassen 
würde. Darum wirkt auch der Kumpf gegen die larife der Iı- 
nungen zıB. der »chuhmacher und der Friseure gar lächerlich. 
Es hat vielleicht auch der eine oder ändere davon durch die 
Inflation ein daus zu eigen, aber ich habe bis heute doch 
noch keinen aus diesen Ständen kennen gelernt, der sich durch 
seine Tätigkeit zum "'ohlstand gebracht hätte. Und trotzdem 
hat man a Ann S.2. um SInl Fer ‚entimes den !riseuren mit so- 
fortiger Verhaftung gedroht. Ein ganz besonders übles Ka 
pitel auf diesem Gebiet ist die EBABOBEE, SE? Bäcker. Vor- 
weg sei auf die furchtbar einengenden Bestimmungen der Über- 
Sn ee erinnert. Ferner sind eine ganze 
zahl Bäcker, die trotz intensiver Arbeit in den letzten 
10 Jahren so weit sind, daß sie noch nicht 5 >2ack ilehl mehr 
kaufen können wegen der kleinsten formalen Vergehen vom 
Dondergericht ganz empfindlich gestraft worden. (Ohne Brot- 
karte, besseres brot etc. | | 
Um über die Notwendigkeit der Öeibehaltung der 
Preistreibereiverordnung sich ein Bild zu machen, dann muß 
ich nach bekanntem lluster auch einmal auf die Pahnhofstraße 
hinweisen. Denn wenn ich mir die Inserate der letzten ;;ochen 
und die Schaufensterauslagen anschaue, dann muß ich fest- 
stellen, daß in der Bahnhofstraße nicht nur \Meld verdient, 
sondern auch mal Geld zugesetzt wird. Dann muß einem erst 
recht zum Bewußtsein komen, wie unnötig die Jeibehaltung 
des $ 2 Ziffer 1 der Verordnung ‘der Negierungskommission 
ıst. Denn wer ist bei diesem sichtlichen SupzpageheN von 
Waren aller Art, bei den gegenseitigen Unterbietungen der 
Konkurrenz und bei der knappen Kaufkraft weitester Kreise 
noch in der lage, säch vorsätzlich und gewerbsmäßig und ge- 
wohnheitsmäßig einen übermäßigen Gewinn zu fordern? Oder 
wer ist bei der heutigen Kreditnot in der lage_oder geson- 
nen, die zur Veräußerung erworbenen \aren zur Erzielung ei- 
nes _ höheren Preises zurückzuhalten? In der Praxis wird das 
wohl nicht vorkommen, aber unter dem Damoklesschwert 
der Preistreibereiverordnung könnte man trotzdem ein solches 
Vergehen künstlich konstruieren. Recht unrentabel für den 
Täter wäre heute anch ein Vergehen, gegen Ziffer 2, von 
Ziffer 3 bezgl. fAettenhandel ganz zu schweigen. \!ozu die 
Ziffer A noch in der vorlLage stehen blieb, ist mir uner- 
klärlich, de wir doch zur Überwachung des Schmuggels das 
Heer von Zöllnern haben. Und die »trafen, welche die Zoll- 
verwaltung verhängt, sind auch hoch genug, abgesehen davon, 
daß man für ein einziges Vergehen niemals zweimal bestraft 
werden konnte. Etwas unklarer liegt schon die Sache bei 
Zitter 5,betr; PL ER DURBE NE. “ir finden nämlich in 
keinen Gesetz den Degriflf genau festgelegt, und der Herr 
Ludes meinte selbst einmal, das müßte man eigentlich fühlen. 
Daher auch, die schon vorher angeführten gefühlsmäßig beein- 
flußten Urteile. !ie weit gehen nicht schon die Aussichten 
darüber auseinander, was ein Artikel des täglichen Lebens- 
bedarfs ist? Das ist nicht nvr Gefühlssache,;sondern bei 
allerhand unnötigen Leckereien auch Geschmacksächen süßer 
Likör- Zreispruch. Feine Pralindes- Bestrafung. $ 
Genau so verhält es sich mit dem Degriff: Über- 
mäßiger Gewinn. Um für diesen Begriff etwas genauere Richt- 
linien zu bekommen,hat man dem sondergericht die 0.P.X. zur 
Hilfsstellung zugeteilt. Es muß anerkannt werden, daß man 
dort oft in ehrlicher Verständigung einen , modus viyvendi 
ausgearbeitet hat. Aber die Bevgrmundung einer einzelnen 
rufsklasse durch andere ist dach auf die vauer nicht zu 
ertragen. »0o ist doch z.3. in jedem .jarenpreis a 
eilt 
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Teil Arbeitslöhne enthalten und die Höhe der Löhne kann auch | 
den Verkaufpreis erheblich beeinflussen. Was würden aber_die | 
Arbeitervertreter in der O.P«K. sagen, wenn von anderen Be- 
rufsgruppen im Interesse der Warenverbilligung die Arbeiter- | 
löhne in der 0.F,K. beraten und festgesetzt würden. Jeden- ! 
falls wirde man sagen, das erledigen wır selbst direkt | f 
ARTEN Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Genau so, wie man die- 
sen leil der Preisbildung den Seteiljgten selbst überläßt, \ 
so sollte man auch die Negelung der Vergütung für die Jaren- N 
beschaffung, Lagerung und Verteilung den bei.!en letzten Kon- h 
trahenten Mer lannen, dem Saufmeann und dem Verbraucher. _\lenn i 
Ware genug da ist, muß sich der Verbraucher auch das billigste | 
Angebot aussuchen, und man würde doch manchen Kunden um ein u 
besonderes Verghügen bringen, wenn gie 0.?.K. durch Verord- 
nungen und >chablonisierung ein ganz gleichlautendes Angebot 
für alle Geschäfte fertig bringen könnte. Die Verhältnisse 
werden immer stärker sein wie die 0.P.XK,. und wenn Preisrück- 
 gänge kommen wie momentan, so hat gerade die 0,F.X, dazu das 
wenigste tun kömnen. Ebensowenig kann dieselbe Freissteige- 

. rungen verhindern, falls dieselben sich durch die Verhältnis- 
se als nötig erweisen. Direkt gegen jede kaufmännische Regel 
waren die Vorschriften der 0,P.K. über die Prazent Gewinnzu- 
schläge. \ier z. B. recht bequem daheim blieb und ließ das 
teuerste Angebot an sich herankommen, durfte für diese De- 
quemlichkeit zur Belohnung am meisten verdienen, weil von 
hohen Einkaufsziffern der % auch eine höhere Verdienstsumne 
ergiebt. ler aber rührig war und unter Aufwand von Zeit und 
Geld ein billiges Angebot aufstöberte, der durfte zum Lohn 
dafür auch weniger verdienen. Nicht einmal, daß er die Diffe- 
renzen zwischen teuerem Kinkauf und billigem mit seinem “un- 
den teilen durfte, Das ist gewiß die leisheit nicht alle, 
aber trotzdem kam sich die O,P.K. manchmal doch recht wichtig M# 
vor. So schloß doch einmal ein Bericht derselben an die Re- I 
Brerun skommission über ihre Tätigkeit und ärfolge mit dem . ! 

atz: Es ist deher durch unsere Maßnahmen dem Kaufmann unmög- | 
lich, Koniunkturgewinne zu machen, während er aber die Kon- 
Junktur - verluste tregen muß. Äian hat ja Kaufleute, 
die gut rechnen können, aber auf Zefehl der .0.P.X. 3 von 2 
abziehen, das hat doch noch keiner fertiggebräacht. Das ist 
ein schlechter Kerl, der mehr gibt, wie er hat , und auch 
der Jandel konnte nicht mehr geben, wie er hatte oder ver- 
dienen durfte. Die strenge Be olgung dieser Anordnungen müß- 
te bei öfteren Schwankungen der \jährung und der Preise un- 
weigerlich zum Ruin führen, und so war der Handel gezwungen, 
sich durch allerlei Kniffe und Schliche, genen diese Vor- 
Schriften zu schützen. Wer das mın am schlechtesten verstan- 
den, der fiel als einmal dem Staatsanwalt in die Hände. "oll- 
te aber einer ungestraft einen Fosten billig erworbener are 
zum lagespreis abstoßen, so übertrug er einfach diesen Ver- 
schleiß einem Gerichtsvollzieher zyr Versteigerung auf Rech- 
nung dessen, .den es angeht. Diese Versteigerung war weiter 
nichts, wie eine stastlich erlaubte Preistreiberei unter Llei- 
tung eines Gerichtsbeanten. Lit dem Erfolg waren alle zu- 
frieden, das Gericht und der Merichtsvollzieher wegen der 
vereinnahmsen Kosten, der Kunde, denn er hat ja freiwillig 
den gezahlten Preis geboten, und letzten Indes auch der _Ver- M 
käufer der \lare, der auf diese Art den lagespreis erzielt B 
hat. ie soll man sich nun eine solche Versteiegerung vor- 
stellen, welche ganz genau mit den Vorschriften der V.P.K, 
im binklang stände ? Hätte der lerr Buch s.Z. auch seine 
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3 Drehbänke öffentlich versteigern lassen, dann hätte er 
such den Harrn Indes und den Herrn Herzberg ais »achverstän- 
digen nicht kenneu gelernt. Da es aber zines ehrbaren Yauf- I 
mannes unwürdig ist, Sich durch solche Xniffe über Wasser zu ! 
halten, 3 > 
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halten, so sträubt sich die aufmannschaft mit Recht gegen 
die Ausnahmebestimnungen. Die Regierungskumission ist aber 
enscheinend für Ausnahmebestimmungen sehr eingenommsn, denn 
die Bergwerksdirektion steht auch unter Ausnahmebestimmungen, 
aber ekehrt wie wir. 

Mer kenn eigentlich die Landjäger in der ihnen zuge- 
wiesenen Rolle nur bedauem, nieht minder aber die Opfer 41 
ihrer Tätigkeit, welche doch von manchem anscheinend mit _ N 
Liebe ‘und Eifer au geübt Wars: Dachzig Bestrafungen auf ei- 1% 
nen Schlag an einem Ort des »aar Shietes, weil in irgend ei- 4 
nem Fenster eines kleines Geschäftes zinmal ein Preisschild- I 
chen fehlte. Das sind ea. 5000.--Franzen &uf einen Schla 
dem Wirtschaftsleben wieder abgezapft und davon soll alles | 
billiger werden. Wenn man jetzt noch bedenkt, wieviel An- h 
zeigen in den rapierkorb wandern, dann bekommt man ein Bild 
der intensiven Tätigkeit unserer Landjäöger. Deshalb muß ich 
hier die Frage öffentlich stellen. Ist es wahr, daß die 
landjäger Prämien für ihre Anzeigen bekommen ®? |ienn ja, ist 
das en zulässig ?_ Ist es wahr, daß die Beförderun 
der Landjäger von der Zahl ihrer Anzeigen abhängig gemach 
wird ? Diese Tatsachen sind mir mitgeteilt worden und sind 
so ungeheuerlich, daß wir darüber Auskunft verlangen. bs 
darf nicht eine Berufsgruppe zum Freiwild erklärt werden. 





rsitzender: Herr Seiwert,ich bitte Sie, sieh doch etwas kürzer 
zu fassen. 


iwert (Z.): Bei dieser Jagd wird mit Kanonen rach Spatzen geschos- | 
sen. Nun komme ich auf den Zinswucher zu sprechen. kin spar- # 
samer Mann fällt hereir, der angebotene Zinsen nimmt, der 
Haffinierte nennt es anders und geht leer aus, 
1s_cer Franken sıch so alimählich im »aargebiet ein- fl 
führte, wollte man caen !andel dazu verlocken, schon früh- i 
zeitig den Frankenverkauf einzuführen. Man köderte ihn mit 4 
der bestimmten Zusage, daß durch Annahme der stabilen Fran- " 
kenwährung, die 0,2.K., Preistreibereiverordnung und vonder- 
gericht mit einem schlag unnötig würden. Nun haben wir ja | 
über ein “ahr den Franken allgemein, und die ganzen Bestin- 
mungen solien in noch Schärferer Form bestehen bleiben wie | 
früher. Jaraus kann ich nur den ”chlufß ziehen, daß man seiner | 
eigenen "ährung nicht traut, denn bei einer wirklich stabi- 
len Währung sind diese Kinrichtungen tatsächlich unnütz. _ 
Oder schleppt man diese Einrichtungen nur darum weiter, weil 
man für die Stelleninhaber noch keine andere Verwendung hat? 
Man darf es auch nicht aus nolitischen Gründen tun, denn 
lıe Zolitik verdirbt cie ‚ırtschaih, Dafür verdirbt zur 
ache auch mal die !Äärtschaft -cie folitik. Men könnte mir 
sagen, warum Schinmpft der da oben denn so gegen die beste- I 
henden Vorschriften, die “egierungskommission will sie doch ih 
mi.dern und cie Sache an die ordentlichen Gerichte verweisen ?" 
Ja, wenn mai die, dem \esetzentwurf beigegebene Denkschri ft 
liest, hat man auch diesen Kindruck. läßt man den Intwurf 
aber mit seinen neuen Paragraphen auf sich einwirken, so 
kommt man zu einer anderen Änsicht. lien könnte als Motto 
darüber schreiben: Der König ist tot, es lebe der KaniE, 
Jede Bagatelle soll nach wie_vor vor eıner besonderen Äb- 
teilung des landgerichts in Saarbrücken verhande.t werden. 
st das kein »cndergericht ?. Kann nicht auch ein Amtsrichter 
mit zwei ”chöffen einmal über ein Bündel Khabarberstengel‘ 
urteilen _? Ferner sollen die vıer Laienrichter ‚welche ın 
letzter Zeit varitätisch zugezogen wurden, durch vier D>e- 
rufsrichter ersetzt werden. also 5 Korsumenten? Ist das 
eine Milderung”? Für uns sieht das anders aus. Dann die 
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Zuziehung von Sächverständigen. Bisher wurde der »achver- 
ständigereussehuß am Sondergericht schon nicht alzuhoach be- 
wertet, mit Ausnahme des Herrn Herzberg, welcher als Sach- 
verständiger für alle möglichen Angelegenheiten zu ilort kam 
sea+ Nach dem neuen Entwurf soll es anscheinend damit noch 
schlechter werden,indem die Zuziehung vollständig dem Er- 
messen des Gerichtes anheimgestellt wird. Deshalb sind auch 
in den Kommissionsverhandlungen einstimmig Abänderungen vor- 
zenommen worden, welche der Vorlage den Charakter des Aus- 
nahmegesetzes nach lüöglichkeit nehmen und welche die Int- 
mündigung der Amtsgerichte aufheben sollen, zumal man im 
allgemeinen zu unseren deutschen Amtsrichtern mehr Zutrauen 
haben kann, wie zu den internationalen Obergerichten des 
Saargebietes, wie das gestrige salomonische Urteil des Über- 
gerichtes in »achen der +andesratswahl zeigt. 

ir haben daher beschlossen, zu dem Verordnungsent- 
wutf folgendes Gutachten abzugeben: 


' Die Zentrumsfraktion des Landesrates nimmt den 
Entwurf der Verordnung zur Bekämpfung der Freistrei- 
berei und des unlauteren Handels an mit den Äbändes 
rungen, wie sie von der 3. und 5. Kommission be- 
schlossen sind. Insbesondere wird entscheidender 
vert darauf gelegt, daß die Zuständigkeit der ordent- 
lichen Gerichte, und zwar in vollem Umfange, wieder 
hergestellt wird, da dies dem Vertrag von Versailles 
entspricht und da die Zentrumsfraktion für keine Be- 
völkerungsklasse irgendwelche Ausnahmegerichte oder 
besonders gebildete Kammern wünscht. Solange die ge- 
setzliche "Währung re le die augenblick- 
liche Unstabilität aufweist, müssen larktlage und 
Wiederbeschaffungspreis von der Rechtsprechung un- 

bedingt berücksichtigt werden. Die Aufnahme des ent- 
Ep = opehrien Zusatzes, der von der Kommission ein- 
stimmig beschlosgen. wurde , wird daher bei der Zu- 
stimmung zu der Yerordnung zur ausdrücklichen Be- 
“dingung gemacht." | Ne 


("Bra vr 0.# Rufe!) 
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Vorsitzender: Zur Geschäftsordnung hat das \iort der Abgeordnete 
Ulrich! | 
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Ulrich (K.P.): Meine Herren! Die Kommunistische Fraktien stellt 
den Antrag auf Schluß der heutigen lagung. Deändung: 
Das glänzende Manuskript für die Landeszeitung, das durch 
den Abgeordneten Seiwert verlesen wurde, hat die Nerven der- 
maben angestrengt, daß es unmöglich ist, heute in unserer 
g weiterzulahren. Daher möchte ich bitten,daß dieer 
Antrag angenommen wird. 


_ Zu no r En gie 


a 


Levacher (2. ): ir verlangen, daß die Vorlagen heute noch ver- 
| abschiedet werden. Herr Ulrich hat vorhin seine erste Er- 
ärung genau so verlesen, wie der Abgeordnete Seiwert. 


u 


ee 


Eifler (K.P.): Das wissen Sie ja nicht. 





Levacher (Z.): Doch das weiß ich, das habe ich gesehen. 


> zen nn 


Vorsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Brettar! 


Brettar (S.P.): Ich stelle den Antrag, die Dreaune auf 5 Hinut een 
zu vertagen, damit wir uns über den Antrag Ülrich schlis sig . 
werden kömen. 


Levacher (2.): Wir sind für weitere Verhandlung. 
orsitzender: Es wird wohl zweckmäßig sein, in der Verham lung 


weiter fortzufahren. 
Das "ort hat der Äbgeordnete Fetri ! 


Petri (S;P.): Ich will Sie nicht langweilen, sondern grundsätz- 
lich unsere Auffassung präzisieren, die wir zu den Bestim- 
mungen einnehmen müssen. "ir wissen,daß die Wuchergesetze 
immer Instrumente sind, um in anormaler Zeit die xaufende 
Bevölkerung vor Übervorteilung zu schützen. Es war sicher 
wehrzunehmen, daß infolge des Krieges, infolge der Mnapp- 
heit an Lebensmitteln und !iaren sehr viele Auswüchse um 
sehr yiele Übergriffe in der Wirtschaft festzustellen we- 
ren. Deß da die Arbeiterschaft nach Ausnahmebestimmungen In 
len Rose ganz in der "atur der “äche. wenn Herr | 

eiwert disse Ausnahmebestimmungen mit der ne. 25 ea 
verordnung in Einklang bringt, i so_ist das jedenfalls 
nicht ric v8 zu vergleichen. Eine »treikverordnung, greift 
in eine legale »ache ein, a keine Grundierung 
hat. Wo eine Arbeiterschaft allgemein betroffen wird, die 
in dem. Bestreben ihrer sozialen Berechtigung eine Aufgabe 
zu erfüllen hat, die ihren menschlichen Ansprüchen genügen 
muß, während die Wucherbestimmungen Auswüchse bekämpfen 
sollen, wo einzelne Vampire in der lirtschaft die Armut 
bezw. die Knappheit ausnutzen, um sich selbst zu bereichern. 
Das sind krasse Unterschiede und in diesem Sinne müssen 
wir sie immerhin auseinanderhalten. \!enn wir heute in ÄAn- 1 
betracht der bestehenden Verhältnisse und der noch beste- i 
henden Auswüchse noch der llieinung sind, daß die \Wucherbe- 
MINDER. d.h. die materiellen Bestimmungen, noch nicht. Ei 
gänzlich beseitigt werden können, so begründen wir es &anit, '# 
weil’immerhin noch in den Geldverhältnissen, in den \loh- | 
nungsverhältnissen noch bedeutende Knappheit besteht. Wir - 
“ir wollen anerkennen, daß kein langel an Lebensmitteln | 
‘und Bedarfsartikeln da ist, daß kein Mangel mehr besteht, N 
obwohl ja die Kaufkraft der Verbraucher bedeutend auf. ein '. 
lWinimum herabgesunken ist. Äber !iaren sind genisend da,und | 
deshalb wird das Naturgesetz, daß Angebot und l\ächfrage den 
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Preis regeln werden, bei dieser Angelegenheit zu treffen. Ä 
Aber für andere Fragen, der llohnungsnot und Geldknappheit l 
müssen noch besondere Bestimmungen bestehen bleiben. Und | 
wir können ja nicht sagen, ob nıcht in kurzer Zeit durch | 
die Valutaschwankungen wieder bedeutende anormale Zustände 

herbeigeführt werden. "ir stehen deshalb auf dem Standpunkt, 
vorläufig noch die materiellen Bestimmungen beizubehalten | 
sind. aber für die ARCHE LINE der Sondergerichte, dafür, daß 1 
die Aufgaben der Sondergerichte von bisher an die ordent- 1 
lichen berichte überwiesen werden. ir stimmen deshalb den $ 
Kommissionsbeschlüssen in ihrer Vollkommenheit zu. 


/ 


Vorsitzender: Das !ort hat der Abgeordnete Sticher ! 


Sticher (X.P.): Meine Herren! Es war notwendig | Sala 
daß diese iuchergerichte geschaffen worden sind zu der de- 
maligen Zeit. Es war notwendig gewesen aus dem Grunde her aus, 
weil viel Schwindel, viel \ucher getrieben worden ist. 
früheren Zeiten hatte man es schon gehabt, wo dieser Wucher 
entsprechend ‚stark bestraft wurde, man hatte in früheren 

ahren diese Leute, die es verstanden haben, ihre Mitmenschen 
zu betrügen, auf_den Markt geführt und den anderen Teil der 
Bevölkerung zur >chau getragen, Auch hier war es notwendig, 
als noch 1918 diese May: cn Verbakepr zustande kamen. Denn ich 
kann es verstehen, die Aaufmannschaft an und für sich,macht 
natürlich alles geltend, daß sie keinen Üucher getrieben 
habe, daß sie immer anständig geblieben und daß sie die 

arme _Jevölkerung immer anständig behandelt habe. "ir haben 
damals das Gegenteil gesehen. Nicht alle Kaufleute haben 
Fucher getrieben, aber der größte Teil der der Kaufleute 

hat es getan. Das sah man am besten an der ki ee ih- 
rer veschäfte, an der großen Anschaffung der Autos, und die- N 
se haben sie besonders, wie sie immer angegeben haben, nur | 
vom Zusetzen erworben. 

eine Herren! Das Sondergericht an und für sich 

hat wohl manchen kleinen :'ucherer dorthin gezerrt, und 
manchen großen \'aggonschieber hat man ruhig laufen lassen h 
den hat man eben nicht bekommen. Aus dem Kommissionsbericht 

sehe ich heraus, daß die Urteile, die gefällt worden sind, 
meistens nur an kleinen leuten gefällt wurden, und die großen |) 
wurden bei ihrer lat nicht ertappt. Auch hat_das \lucherzericht 
mit den Urteilsverkündigungen innerhalb der Presse nicht 
das richtige lloment erfaßt gehabt, wie es sein sollte. Es 
wäre viel besser gewesen, wenn das \uchergericht sämtliche 
Urteile, die dort gefällt worden sind, auch in der Presse 
veröffentlicht hätte, damit die Bevölkerung gesehen hätte, 
wer eigentlich der :'ucherer ist. So wurden die Urteile ge- 
fällt und die Urteile wurden in der Presse nicht bekannt ge- 
macht, und so konnte die Bevölkerung im Saargebiet lange die 
Geschäftsleute nicht erkennen, die wirklich vor dem \luckr- 
gericht gestanden haben. Auch haben die Leiter der !uche - ’ 
Ba Sach gar nicht sehr dafür interessiert für diese # 
rteile in die Fresse zu bringen. Sie. waren stets dagegen, 
und haben So mit denjenigen, die vor dem !iuchergericht ge- # 
standen haben, noch in Schutz genommen. kür ist sogar ein | 
Fall bekannt, wonach vor dem Sondergericht ein Fall vorkan, 
wo der betreffende !;ucherer dem liener dortv an diesem Ge- 
richt ler wollte geben, damit der Pressever- y 
treter nur ja nicht in den Saal hinein sollte, E 





Sag aypsıydmabousgs werPn4q400S H 7 


" PwoZ 


ru 


( Zurufe bei den Kommunisten: Hört,hört !) ' 


damit nur das Urteil nicht in dee Presse veröffentlicht wer- 
den sollte. Es wäre ganz gut gewesen, wenn diese a frgn 
| rteile 
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Urteile innerhalb der ganzen Saarpresse veröffentlicht wor- 
den wären, und dann hätte die Bevölkerung gesehen, was ei- 
gentlich Faeher für ‘\ucherer im Saargebiet existieren. ir 
von der Kommunistischen Partei, stehen auf dem »tandpunkt, 
daß auch diese Kontrolle, die seitens der Jandjäger in den 
einzelnen Ortschaften betrieben wird, nicht scharf genug h 
war und auch nicht scharf genug ist. | 
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(Zuruf Levacher: Die Mund jüeer ind jetzt auf einmal 
Ihre Freunde ') 

“ir wollen aber nicht haben, daß die landjäger das ausfüh- 

ren sollen, ‚sondern wir verlangen daß wir als Arbeiter 

dort diese Kontrolle sollen ausführen. Und aus dem Grunde | 

heraus fühlt sich die Kommunistische Partei des Landesrates 


veranlaßt, ein Gutächten zu diesem Entwurf abzugeben, das 
folgendermaßen lautet: 


‚Gutachten 
der Kommunistischen Fraktion 
des Landesrates zur Verordnung 





betr. Bekämpfung der Preistreiberei und des unlauteren Handels. 
'" Die Kommunistische Fraktion des ländesrätes er- 
blickt in der vorliegenden Verordnung kein geeignetes 
‘ittel, die Preistreiberei,den "ucher und den unlaute- 
ren Handel zu unterbinden. | 
Das geeigneteste lüttel, diese Auswüchse der kapi- 
talistischen Wirtschaftsweise zu beseitigen, besteht in 
der »chaff proletarischer Kcntrollausschüsse und der 
Beseitigung des kepitalistischen »ystems überhaupt. n . 
der heute bestehenden Gesellschaftsordnung wira es den j 
Volksausbeutern immer wieder gelingen, ihr verbreche- i 
risches lreiben fortzusetzen. | 
Die Kommunistische Fraktion fordert deshalb von 
der RE TRAGSROERULERSOR die AARDEIDEUNE einer Verorc- 
nung, die der Arbeiterschaft das Necht gibt, eine unein- 
geschränkte Preiskontrolle durch geeignete Xontroll- 
gusschüsse auszuüben, weil in dem vorliegenden Entwurf 
derartige Abwehrmäßnähmen gegen den iwucher nicht vor- 
esehen sind und weil ie Nestibe . Alassenjustiz nicht 
as geeignete, Instrument ist, den .ucher zu bekämpfen, 
lehnen wir die Vorlage ah. | 





(Zurufe der Kommunisten. Bravo!) 


W PWoZ 


Vorsitzender: Das ‘ort hat der Abgeordnete Dr.föchling ! 


Dr. Röchling (DSV): Meine Herren! Die Frage, ' !ias ist !fucher im | 
Daargebiet ? -' ist immer sehr umstritten gewesen. !'enn Sie Ä 
sich ansehen, wie die Lntwicklung der Bestrafungen bei dem a 
Sondergericht vor sich gegangen ist, so werden »ie daraus 

Re s Fir : . 17 . 
erkennen, daß dieser Begriff des ;iuchers im laufe der Zeit 
eine vollständi e Anderung erfahren hat. ''as nichts weiter 
war, äls die "olgen der Inflation, hat man zuerst als :ucher 


€ 


bezeichnet. Im Anfang hat kein liensch verständen, daß das 
Geld weniger 'ert werden muß, wenn Staaten Noten ausgeben, 


die nicht durch die entsprechende Menge Gold oder auslän- N 

dische Devisen gedeckt sind. Und wenn das Geld weniger wert N 
wird, dann muß notwendigerweise für den Kaufmann und für 1 
den Gewerbetreibenden, wenn für sie kein Verlust entstehen \} 
soll, ein In- die-Höhe- schnellen aller Preise ai eget 
jes 
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dies trifft dann auch für die Löhne zu. Solange dies nicht 
eschieht, indem eine Unterbindung stattfindet, so ist die 4 
olge, daß besagte Stände verärmen. !.enn Die z.B. im Jahre | 
1919 hier in der Bevölkerung erzählt hätten, daß jemand, der 
are gekauft hatte, diese are höher verkaufen dürfe wie 
zum Binkaufspreis She See 20 % oder zuzüglich eines ände- 
ren gewissen Prozentsatzes und hätten weiter gesägt, dies | 
ist nicht engängis, der liann muß in der Lage sein, mit dem 1 
erzielten Erlös dieselbe iiare auch wieder einkaufen zu kön- | 
nen, so hätte man »ie nicht verstanden. Also war der Haupt- 
ERUEN der falschen Tätigkeit des ee ersten 
‚Jahr eine falsche volkswirtschaftliche Erkenntnis. Und diese # 
falsche Erkenntnis hat sich weiter fortgesetzt. Es ist später | 
auch falsch gewesen, zu sagen, der Nann darf nur den :iieder- . ! 
beschaffungspreis erzielen. In einer großen Zahl _ von Fällen | 
war es ja so, daß der !iiederbeschaffungspreis mal erreächt 
werden konnte, im anderen falle wieder nicht, weil die Kon- 
kurrenz billiger verkaufte. Ls gibt also vollständig irrige 
und falsche Zählen und gänzlich falsche Verhältnisse. 

. Diese ganze Form der Behandlung seitens der Tlucher- 
erichte kommt meines Lrachtens nur daher, weil ein aus der 
riegszeit herrührender vorübergehender liangel bestand, auch 
im Anfang der “\ächkriegszeit beständen hat und weil man 4 

glaubte, daß dieser liangel auch noch weiter fortdauere,denn 
nur zu Zeiten eines großen l\ungels kann man sich sucherge- | 
setze gefällen lassen, sobald dieser “angel beseitigt ist, 
haben die liuchergesetze überhaupt keinenn Sinn mehr. Ich 

laube, daß hierfür das Saargebiet genügende Beweise liefert. 
Nehmen Sie die hiesigen Erzeugnisse, \iir hatten früher T'ucher- 
gesetze hinsichtlich Getreide. _Der Getreidepreis wird im 

BEE DL0} bestimmt durch die Linfuhr der “Wäre, also durch 
den BEinfuhrpreis. Ltwa_ 95 % unseres Bedarfs an Getreide be- 
ziehen wir aus dem Auslände. !!ie kann man also. einen in- 
ländischen Getreideproduzenten wegen üucher bestrafen wollen, 
wenn er den ausländischen Preis nimmt ? Genau ar Gleiche 
trifft aber auch auf den Händler zu: Die Zahl der Händler, 
die wir hier haben, ist verhältnismäßig so groß, daß die 
Konkurrenz ausreicht, um jeden “ucher zu verhindern. 

Stellen Sie Vergleiche mit anderen Artikeln an 
und. legen sich die Frage vor: “ "ie kann hier überhaupt ein 
zu hoher Preis entstehen ?' Nehmen sie Milch. In der Kom- 
missionssitzung wurde hierüber ganz besonders als Begründung 
defür, daß mun das Ws ehe noch behalten wolle, gesagt, 
die Bauern in einem Dorf könnten sich zusammentun und den 
Milchpreis hochhalten. Das ist barer Unsinn ‚wir haben im 
Saargebiet höchstens 40 7 des kigenbedarfs für die Bevölke- 
rung an Milch. Also wird der Preis niemals bestimmt durch 
diese AD %, sondern durch die liehrheit, nämlich durch die 
60 % der Einfuhr, diese bestimmt hier den Freis und nicht 
die geringere eigene Erzeugung. So aber geht es praktisch 
mit allen Dingen. 

Die Schwierigkeiten, die tatsächlich hier im Suar- 
ebiet existieren, liegen auf einem ganz anderen Gebiet,die 
iegen auf dem Gebiete der »chwierigkeiten, die uns durch | 

die binfuhr bereitet werden durch alles das, was den Leuten I# 
in der Roonstraße abgeknöpft wird, damit sie ihre Bestimmungs- 
ausweise erhalten. Dadurch wird selbstverständlich eine A 
außerordentliche Verteuerung hier im a herbeigeführt. 

Es wird also hier an Symptonen herumkuriert, und il 
der Kampf gegen eine «irtschaft geführt, die praktisch auf 14 
ausländischer Zufuhr beruht. u 
ehmen wir an, daß es überhaupt möglich und zweck- WM 
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meBiS sei, eine derartige Politik zu führen, so würde der a 
g davon doch nur der sein, daß sich jeder, der von 2 
draußen 


Erfo 








an, 


draußen Ware ins "pargebiet hereinbringt, einfach einen 
Kompagnon draußen hält mit dem er teilen kann, um jeden 
Preis hier nehmen _zu können. Das hat also gar keinen Sinn. 
Die Sache ist im laufe der Zeit so unsinnig geworden, daß 
man Sich nur noch um die Handwerker oder um die Irau, die, 
Kirschen auf dem Narkt verkauft, gekümmert hat, da sind die 
BOB IBBST en und haben gesagt: Die sind zu teuer! " 
Das ıst doch heller Unsinn. Eine derartige Form von Üesetz- 
gebung ist derartig unsinnig für die Wirtschaft, daß sie 
etzten Lndes nur sehr ge: ürfolge hat. Sie macht aber so 
ungeheueren »chaden, daß ich der Meinung bin, daß man einen 
Strich durch diese ganze Gesetzgebung machen muß und sie 
keineswegs verlängert. Ich bin entschieden dafür, daß wir 
dieses Gesetz ablehnen. | REN 
HEDS Wenn Sie sich aber andere Dinge ansehen, die hier 
im vVaargebiet vorgekommen sind und noch vorkommen, so gibt 
es tatsachlich hier einen ganz gs Wucher, Aber hier 
hat man den ucherer nicht Beraht, man hat sich nicht an ihn 
herangewagt. Las ist nämlich der "ucher, den der französische 
Staat mit seinen Kohlenpreisen treibt! Der französische Staat 
hat Kohlenpreise, die zur Zeit um rund 60 % höher sind wie 
in der Vorkriegszeit, in Gold umgerechnet. Dabei will ich 
Ihnen verraten, daß die »elbstkosten des französischen »taa- 
tes heute nicht weit entfernt von den Vorkriegskosten sind. 
Ich habe noch nicht gehört, daß irgend jemand versucht hätte, 
dieser außerordentlich wichtigen, für die gesamte Bevölkerung 
des »aargebietes lebenswichtigen Frage nachzugehen. Is ist 
viel leichter und bequemer, z.B. den Friseuren auf,s Jach 
zu stelgen, wenn sie um 5 Öentimen die Preise in die Höhe 
setzen. Das ist nämlich ein einfaches Geschäft, das man 
leicht machen kann, aber dort, wo wirklich etwas los ist 
und wo wirklich eine a ungerechte Belastung für die gesante 
Bevölkerung und “irtrehaft wel treut sich niemand heran; 
denn das ist der Pun“;,, wo wirklich von !ucher gesprochen 
werden muß, denn die ERSCURNDE liegt hier in der Händ des 
französischen Staates. Die Löhne sind A ee daß sie 
nicht höher sind, wie in der Vorkriegszeit, in Gold natür- 
lich gerechnet. Die Leistung liegt dicht an der Vorkriegs- 
leistung und Gie Kohlenpreise sind teilweise um 60 % höher 
wie damals. _. E % - 
Meine Herren! iienn Sie einen Beschluß fassen wollen, 
daß ein A ee nötig ist, so hat es nur dann vinn,wenn 
‘der Staatsanwalt Iudes auch tatsächlich da eingreift,wo die 
Verhältnisse hierzu drängen; alles andere hat gar keinen 
Nert. Früher ist einmal in der Kommissionssitzung gesagt _ 
worden, daß im falle des. tWeitergehens der Inflation hier im 
Ssargebiet die Notwendigkeit bestehe, mit liuchergesetzen 
dochn noch etwas auszurichten. Das ist wieder eine irrige 
vo.kswirtschaftliche Auffassung. iias heißt Inflation? 
Inflation heißt, daß der »taat, welcher der Besitzer oder 
der lräger des “eldes ist, mehr Papierscheine ausgibt, auf 
die er Schreibt: * Bon pour 1 Franc " als durch Gold gedeckt 
sind. Man kann auch Inflation in anderer \feise machen,inden 
ein Staat mehr Gelder leiht, wie er auf die Dauer tatsächlich 
verzinsen kann. Dadurch entsteht eine starke Schuldenwirt 
schaft, die letzten Endes auch mit Steuern night mehr gedeckt 
werden kann, wodurch naturgemäß der "Wert des \eldes sinken 
muß. Die Staatsbank ist alsdann gezwungen, in diesen Zeiten 
Schatzwechsel vom Staate aufzunehmen und den Notenumlauf zu 
vermehren. Das Endresultat ist immer dasselbe, ob nun die 
inflation dadurch Be sruenen wird, indem man in das Publikum 
' Noten hineinschiebt oder indem man eine ungeheuere Nenge von 
Anleihen aufnimmt. Die \iirkung ist immer dieselbe, indem 
nämlich das in das Volk hineingepreßte Geld eine Kaufkraft 
vortäuscht _, 













S4yar49g7 a yasıydmubousfs usy2n4G4005 H 7 


a PWOZ 


i Ww 











ann 
PTR TB 


ud 


si ÄS-G 


vortäuscht, die dem Gelde an sich nicht inne wohnt, das dann 
natürlich die Preise treibt und wenn die Preise steigen, so | 
ist die natürliche Folge die, daß auch die löhne steigen 4 
und steigen diese, dann stellt sich alles auf das Niveau ein. # 


(Zuruf: Die Löhne bleiben aber immer zurück !) | 


Nicht immer, zur Zeit sind sie weit vor, wenigstens in meinem | 
Betrieb stehen sie um ungefähr 15 % über den Friedenslöhnen. 


( Zuruf : Und die Teuerung ?) 
Die Teuerung ist nicht in diesem Umfange gestiegen. 
( Zuruf Hoffmann: Oho ! ) 


Nein,Herr Hoffmann, hier nicht, augenblicklich nicht. Wir 
haben den Vorteil, daß die Franzosen noch nicht wissen, daß 
sie Inflation haben und infolgedessen kaufen wir in Frank- 
reich noch billiger, als es den lieltmarktpreisen entspricht. 
Man muß auch einmal einen Vorteil haben, zumal wenn man so- 
viel Nachteile hat. 





(Zuruf: Das darf man aber nicht sagen! ) 


Doch, das kann man ruhig sagen, die lernen es doch nicht,so 
ängstlich sind wir nicht. Denn um die Dummheiten zu erkennen, 
die die anderen machten, braucht ein Volk Zeit. Die Franzosen 
machen genau den Blödsinn, wie drüben im Reich, wie in Rußland 
usw.usw. Das .bleibt auch SQ. | 

kenn vie sich die »achlage nun richtig angesehen ha- 
ben, so ist es unberechtigt, auch in der Inflationszeit ein 
re BE ae Peer Las einzige,was zur Niederhalt 
der freise hilft, ist die prleichterung der Einfuhr mit Allen 
Mitteln, zumal in einem solchen \ebiete wie hier. Das schafft 
billige Freise. iienn wir hente unsere Kontingente, den Herrn 
Dellinger und die ganze Roonstraße nicht hätten, so hätten 
wir heute einen kolossalen Preisabbau im Saargebiet,denn 
drüben im Reich fallen augenblicklich die Preise ganz gewal- 
tig. Sie haben zur Zeit im Reich einen Freisebbau, wie wie 
ihn nochn nicht erlebt haben. Dieser Preisabbau ist nicht 
auf Wuchergesetze zurückzuführen, sondern darauf, daß das | 
re zwischen Angebot und Nachfrage ein Überschußange- E- 

ot hat. 
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(Zuruf: Auf Grund der stabilen Währung. ) 
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Und einer stabilen !iährung. Damit schaffen Sie die Vachen 
von allein, aber dieses Herumkurieren an Symptünen ist nicht 
ärztliche Kunst, sondern Pfuscherei. 

. leh mache noch auf eins aufmerksam. Das Freußische 
Justizministerium hat neue Richtlinien herausgegeben für die 
Behandiung der Verurteilung nach dem !.uchergesetz. Is hat "4 
ausdrücklich erklärt. daß IE O PRELINGER, welche während der 
Inflationszeit vorgenommen sind, als Bagatellsachen behandelt 
werden sollen. Und das ist auch rinhtig, es sind Bagatellen. ie 
Und wegen bagatellen soll man kein Ausnähmegesetz schaffen. u 


€ 


“ so namens meiner "raktion beanträge ich, daß das i 
ganze \!uchergesetz abgelehnt wird. N 


vB Ha vol rHurerk) 


Vorsitzender 
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Vorsitzender: Die Nednerliste ist erschöpft. Der Kommissionsbe- 
richt sagt, daß die ganzen Beschlüsse einstimmig Zefaßt 
worden sind. Ein “iderspruch erhebt sich nicht, ich stelle 
die einstimmige Annahme fest, 


Das "ort hat der Abgeordnete Levacher ! 
levacher (2.): !ır sind dafür, die Geltungsdauer auf den l.April 
925 zu beschränken. 
Vorsitzender: !er für Kommissionsfassung Stimmt, möge die | 
Hand erheben. | 
- Ich stelle die einstimmige Annahme fest. _ 


"er ist für den Antrag des Herrn Levacher? 


Die Linke ist dagegen- alle übrigen dafür. 


in nn m — 
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Vorsitzender: Wir kommen nun zu Punkt 5 betr. 


Erweiterung der Befreiungsvorschriften zu Tarifnumser 12 
des Reichsstempelgesetzes (Versicherungen. ) 


Das Wort hierzu hat der Berichterstatter Herr Becker ! 


Becker (2.): Meine Herren! Wie aus der Bee gene der Regier 
r 


kommissior hervorgeht, unterliegen Beiträge zu den 
Pensions-,Nitwen-und llaisenkassen einer Abgabe von V/2 
v.H. des a ee Entgeltes. Von dieser Befreiungs- 
vorschrift sind nur Versicherungen nach \aßgabe der 
Reichsversicherungsordnung und auf Grunä der bergge- 
setzlichen Vorschriften errichtete a de 
befreit, während Pensionskassen der öffentlichen Ver- 
bände und privaten Gesellschaften diese Befreiung nicht 
genießon, ‘ an 

Über die Steuerpflicht der an die Berg-und Pen- 
sionskassen zu leistemden Beiträge ist häufig geklagt 
worden, die Versteuerung wirkt einmal unsozial,änderer- 
seits steht sie in keinem Verhältnis zu den Verwaltungs- 
kosten. Im Saargebiet sind im Ganzen nur Fr.4000.-von 
20 Pernsionskassen erhoben worden. | 

"Die Il. und V. Kommission des landesratos, dic 
sich mit der Verordnung befaßt haben, haben sich den 


in der Denkschrift der Regierungskommission angeführten 


Gründen nicht verschlossen und dem Verordnungsentwurf 

der Regierungskommissior zugestimmt. In $ 2 ändert sich 
lediglich der Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verordmung 
der auf den 1.Juli festgesetzt worden ist. | 


Vorsitzender: Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Es herrscht al- 
so einstimmig die Meinung, die Vorlage nach dem Beschluß | 


der Kommission mit der Abänderung des Datums auf den 
l,Juli 1924 ‚anzunehmen. 


Wir kommen dann zu Punkt 6 betr. 
die vorübergehende Nichterhebung der. Abgabe 
auf die Beförderung von Personen und Gütern 
gemäß Reichsgesetz vom 8.April 1917. 


Das Wort hat der Berichterstatter Herr Becker ! 


Becker (2. ); Weine Herren! Bekanntlich hat der Herr Präsident 


vor einiger Zeit, als die Regierungskommission 
eine Reihe Abgeordnete pe angekündigt, daß das 
saerländische jlirtschaftslebern dadurch unterstützt 
werden soll, daß die vorgenannte Abgabe einstweilen 
nicht erhoben werden sell. 


Die Abgabe betrug früher: 


Im Personenverkehr 10 - 16 % des Beförderungspreises 
unter Freilassung des Arbeiter-und Schülerverkehrs); 


im Güterverkehr 7 % des Beförderungspreise 
ı unter Freilassung des Kohlenverkehrs). 


Die Stempelsteuer für den Güterverkehr hat die a 
DE PDA On durch Verordnung vom 28.llai 1924 bereits 
ermäßigt. 


In der Begründung sagt die Regierungskommission, 


Ba | 4 
' daß die Steuer ursprünglich eine Reichsstever war, N. 


während 
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während die Verkehrsunternehmungen im Besitze der Länder 
waren. 

Ferner wird in der Begründung mitgeteilt, daß die 
Steuer auch damn erhoben wird, wenn das Verkehrsunternehmen 
mit Verlust arbeitet. Letzterer Unstand trifft natürlich | 
iu besonderem Naße im Saargebiet zu und da schließlich die 
Landeskasse das Defizit der Eisenbahn decken mß, erscheint 
es zweckmäßiger auf die Abgabe zu verzichten, da ja dadurch | 
eine gegenseitige Abrechnung der beteiligten Verwaltungen 
erspart bleibt. | | 

Aus Billigkeitsgründen ist die Nichterhebung der - | 
Abgabe auch auf die Klein- und Straßenbahnen Re Wr | 
worden, zumal das finanzielle Ergebnis aus der Abgabe bei 
diesen Unternehmungen gering ist. 


Die I. und V. Kommission des Landesrates, die sich 
mit der Verordnung befaßt hat, hat daher die Verordnung, die |] 
aus 3 Paragraphen besteht, unverändert angenomnen. | 


Vorsitzender: Das Nort hat der Abgeordnete Dr.Röchling! 


Dr.Röchling (DSV):; Ich habe Bedenken,denn den Deastteil genießt 
die französische Grubenverwaltung und die französische In- 


dustrie. Ich schlage vor,daß die Vorlage an die Kommispn | 
zurückverwiesen wird. 





Vorsitzender: Sind Sie damit einverstanden, daß die Vorlage wieder 
an die Kommission zurückgeht: 


Widerspruch erhebt sich nicht. Ich stelle die ein- 


stimmige Annahme des TOT ERBANERS die Vorlage an die Kon- 
mission zurückzuverweisen, fest. 


Wir kommen jetzt zu Punkt 7 betr. 
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Änderung des preußischen Wassergesetzes 
vom 7.4.1913. 
Das Wort hat der Berichterstatter FNerr Heinz ! 


Heinz (Z.): Von der Kommission wurde die Vorlage unverändert ein- 
stimmig angenommen. 


Vorsitzender: Das Nort hierzu wird nicht mehr gewünscht. Ich darf 
somit die einstimmige Annahme der Vorlage feststellen. 


“Ko 3 
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"ir wären am Ende unserer Beratung RE OR 
Wort wird nicht mehr Beminaoh}, en ae aher die 
Sitzung. (Schluß der Sitzung 7 Uhr abends. 
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